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A. Prüfungsauftrag 

 

Der Aufsichtsratsvorsitzende der 

 

Stadtholding Landau in der Pfalz GmbH,  

Landau in der Pfalz 

 

– im Folgenden auch kurz "Stadtholding" oder "Gesellschaft" genannt – hat uns beauftragt, den 

Jahresabschluss zum 31. Dezember 2021 unter Einbeziehung der zugrunde liegenden Buchfüh-

rung und den Lagebericht für das Geschäftsjahr 2021 der Gesellschaft nach berufsüblichen 

Grundsätzen zu prüfen sowie über das Ergebnis unserer Prüfung schriftlich Bericht zu erstatten. 

 

Der Auftrag wurde von uns mit Auftragsbestätigungsschreiben vom 7. März 2022 unter Beifügung 

der Auftragsbedingungen angenommen. Die Zweitschrift mit Einverständniserklärung des Auf-

traggebers haben wir zu unseren Arbeitspapieren genommen. 

 

Dem Prüfungsauftrag lag der Beschluss der Gesellschafterversammlung vom 26. Oktober 2020 

zugrunde, mit dem wir zum Abschlussprüfer gewählt wurden (§ 318 Abs. 1 Satz 1 HGB).  

 

Die Gesellschaft ist eine mittelgroße Kapitalgesellschaft i. S. v. § 267 Abs. 2 HGB und gemäß 

§§ 316 ff. HGB prüfungspflichtig. Nach § 12 des Gesellschaftsvertrages hat die Geschäftsführung 

einen Jahresabschluss und einen Lagebericht nach den für große Kapitalgesellschaften gelten-

den Vorschriften zu erstellen. Weiterhin sind bei der Aufstellung des Jahresabschlusses und des 

Lageberichtes die Vorschriften der EigAnVO zu beachten. 

 

Eine gesetzliche Pflicht zur Aufstellung eines Konzernabschlusses und eines Konzernlageberich-

tes für den Konzern der Stadtholding besteht nicht, da die Größenkriterien des § 293 HGB nicht 

erfüllt sind. 

 

Darüber hinaus wurden wir von den gesetzlichen Vertretern beauftragt, die Ordnungsmäßigkeit 

der Geschäftsführung nach § 53 Haushaltsgrundsätzegesetz (HGrG) zu prüfen und hierüber zu 

berichten. 

 

Die Prüfungsarbeiten haben wir von März bis Mai 2022 in unseren Büroräumen in Mainz durch-

geführt. Anschließend erfolgte die Fertigstellung des Prüfungsberichtes.  
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Ausgangspunkt unserer Prüfung war der geprüfte und mit einem uneingeschränkten Bestäti-

gungsvermerk vom 20. Mai 2021 versehene Vorjahresabschluss zum 31. Dezember 2020. Er 

wurde von der Gesellschafterversammlung in ihrer Sitzung am 14. September 2021 unverändert 

festgestellt. 

 

Wir bestätigen gemäß § 321 Abs. 4a HGB, dass wir bei unserer Abschlussprüfung die anwend-

baren Vorschriften zur Unabhängigkeit beachtet haben. 
 

Über Art und Umfang sowie über das Ergebnis unserer Prüfung erstatten wir unter Beachtung der 

vom Institut der Wirtschaftsprüfer in Deutschland e. V. (IDW) festgestellten "Grundsätze ord-

nungsmäßiger Berichterstattung bei Abschlussprüfungen" (IDW PS 450) den nachfolgenden Be-

richt, dem wir den geprüften Jahresabschluss (Anlagen 1 bis 3) sowie den Lagebericht (An-

lage 4) beifügen. 

 

Die freiwilligen (nicht gesetzlichen) Anlagen ergeben sich aus dem Anlagenverzeichnis ab Anlage 

5 ff. 

 

Für die Durchführung des Auftrages und unsere Verantwortlichkeit, auch im Verhältnis zu Dritten, 

liegen die vereinbarten und diesem Bericht als Anlage beigefügten "Allgemeine Auftragsbedin-

gungen für Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften" in der Fassung vom 1. Ja-

nuar 2017 zugrunde. 

 

Der vorliegende Prüfungsbericht richtet sich an die Gesellschaft. 
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B. Wiedergabe des Bestätigungsvermerkes 

 

Zu dem Jahresabschluss und dem Lagebericht haben wir in einem gesonderten Testatsexemplar 

folgenden uneingeschränkten Bestätigungsvermerk erteilt, der nachfolgend wiedergegeben wird: 

 

Bestätigungsvermerk des unabhängigen Abschlussprüfers 

 

An die Stadtholding Landau in der Pfalz GmbH 

 

Prüfungsurteile 

 

Wir haben den Jahresabschluss der Stadtholding Landau in der Pfalz GmbH – bestehend aus der 

Bilanz zum 31. Dezember 2021 und der Gewinn- und Verlustrechnung für das Geschäftsjahr vom 

1. Januar 2021 bis zum 31. Dezember 2021 sowie dem Anhang, einschließlich der Darstellung 

der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden – geprüft. Darüber hinaus haben wir den Lagebe-

richt der Stadtholding Landau in der Pfalz GmbH für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2021 bis 

zum 31. Dezember 2021 geprüft. 

 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse 

 

– entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den deutschen, 

für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften, den ergänzenden lan-

desrechtlichen Vorschriften und den ergänzenden Bestimmungen des Gesellschaftsvertra-

ges und vermittelt unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchfüh-

rung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens- und Finanz-

lage der Gesellschaft zum 31. Dezember 2021 sowie ihrer Ertragslage für das Geschäfts-

jahr vom 1. Januar 2021 bis zum 31. Dezember 2021 und 

 

– vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Ge-

sellschaft. In allen wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang mit dem 

Jahresabschluss, entspricht den deutschen gesetzlichen Vorschriften und stellt die Chan-

cen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar. 

 

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen 

gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des Lageberichtes geführt hat. 
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Grundlage für die Prüfungsurteile 

 

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichtes in Übereinstimmung 

mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deut-

schen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere Verantwortung 

nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt "Verantwortung des Abschlussprüfers 

für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichtes" unseres Bestätigungsvermerkes 

weitergehend beschrieben. Wir sind von dem Unternehmen unabhängig in Übereinstimmung mit 

den deutschen handelsrechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften und haben unsere sonsti-

gen deutschen Berufspflichten in Übereinstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind der 

Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um 

als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht zu dienen. 

 

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des Aufsichtsrates für den Jahresabschluss 

und den Lagebericht 

 

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der den 

deutschen, für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften, den ergänzen-

den landesrechtlichen Vorschriften und den ergänzenden Bestimmungen des Gesellschaftsver-

trages in allen wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, dass der Jahresabschluss unter Be-

achtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhält-

nissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft vermittelt. 

Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die internen Kontrollen, die sie in Über-

einstimmung mit den deutschen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung als notwendig be-

stimmt haben, um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei von wesent-

lichen – beabsichtigten oder unbeabsichtigten – falschen Darstellungen ist. 

 

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich, 

die Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des Wei-

teren haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der Fortführung der Un-

ternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür verantwortlich, 

auf der Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätig-

keit zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche Gegebenheiten entgegenstehen. 
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Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Aufstellung des Lageberichtes, 

der insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in allen we-

sentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen Vor-

schriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt. 

Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Vorkehrungen und Maßnahmen (Sys-

teme), die sie als notwendig erachtet haben, um die Aufstellung eines Lageberichtes in Überein-

stimmung mit den anzuwendenden deutschen gesetzlichen Vorschriften zu ermöglichen, und um 

ausreichende geeignete Nachweise für die Aussagen im Lagebericht erbringen zu können. 

 

Der Aufsichtsrat ist verantwortlich für die Überwachung des Rechnungslegungsprozesses der Ge-

sellschaft zur Aufstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichtes. 

 

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des La-

geberichtes 

 

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss als 

Ganzes frei von wesentlichen – beabsichtigten oder unbeabsichtigten – falschen Darstellungen 

ist, und ob der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft vermit-

telt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss sowie mit den bei der Prüfung 

gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht 

und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt, sowie einen Be-

stätigungsvermerk zu erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lage-

bericht beinhaltet. 

 

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine in 

Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) 

festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführte Prüfung 

eine wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen können aus Verstö-

ßen oder Unrichtigkeiten resultieren und werden als wesentlich angesehen, wenn vernünftiger-

weise erwartet werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf der Grundlage dieses 

Jahresabschlusses und Lageberichtes getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressa-

ten beeinflussen. 
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Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kritische Grund-

haltung. Darüber hinaus 

 

– identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher – beabsichtigter oder unbeabsich-

tigter – falscher Darstellungen im Jahresabschluss und im Lagebericht, planen und führen 

Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlangen Prüfungsnach-

weise, die ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zu 

dienen. Das Risiko, dass wesentliche falsche Darstellungen nicht aufgedeckt werden, ist 

bei Verstößen höher als bei Unrichtigkeiten, da Verstöße betrügerisches Zusammenwirken, 

Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, irreführende Darstellungen bzw. das  

Außerkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten können. 

 

– gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des Jahresabschlusses relevanten 

internen Kontrollsystem und den für die Prüfung des Lageberichtes relevanten Vorkehrun-

gen und Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den gegebenen Um-

ständen angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit 

dieser Systeme der Gesellschaft abzugeben. 

 

– beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern angewandten Rech-

nungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Vertretern dar-

gestellten geschätzten Werte und damit zusammenhängenden Angaben. 

 

– ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von den gesetzlichen Vertre-

tern angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätig-

keit sowie, auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob eine wesentliche Unsi-

cherheit im Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, die bedeutsame 

Zweifel an der Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit auf-

werfen können. Falls wir zu dem Schluss kommen, dass eine wesentliche Unsicherheit be-

steht, sind wir verpflichtet, im Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen Angaben im Jah-

resabschluss und im Lagebericht aufmerksam zu machen oder, falls diese Angaben unan-

gemessen sind, unser jeweiliges Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere Schluss-

folgerungen auf der Grundlage der bis zum Datum unseres Bestätigungsvermerkes erlang-

ten Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse oder Gegebenheiten können jedoch dazu 

führen, dass die Gesellschaft ihre Unternehmenstätigkeit nicht mehr fortführen kann. 
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– beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt des Jahresabschlusses 

einschließlich der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde liegenden Ge-

schäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der 

deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen 

entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft vermittelt. 

 

– beurteilen wir den Einklang des Lageberichtes mit dem Jahresabschluss, seine Geset-

zesentsprechung und das von ihm vermittelte Bild von der Lage des Unternehmens. 

 

– führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetzlichen Vertretern dargestellten zu-

kunftsorientierten Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis ausreichender geeigneter Prü-

fungsnachweise vollziehen wir dabei insbesondere die den zukunftsorientierten Angaben 

von den gesetzlichen Vertretern zugrunde gelegten bedeutsamen Annahmen nach und be-

urteilen die sachgerechte Ableitung der zukunftsorientierten Angaben aus diesen Annah-

men. Ein eigenständiges Prüfungsurteil zu den zukunftsorientierten Angaben sowie zu den 

zugrunde liegenden Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht ein erhebliches unvermeid-

bares Risiko, dass künftige Ereignisse wesentlich von den zukunftsorientierten Angaben 

abweichen. 

 

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den geplanten Umfang 

und die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließlich etwa-

iger Mängel im internen Kontrollsystem, die wir während unserer Prüfung feststellen. 

 

Mainz, 27. Mai 2022 

 

 

 
Schüllermann und Partner AG 

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

Steuerberatungsgesellschaft 

 
 
 
 
 
         

gez. 
Dipl.-Volksw. Rainer Reuhl 

gez. 
Dipl.-Volksw. Thomas Fichtelberger 

Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüfer 
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C. Grundsätzliche Feststellungen 

 

Stellungnahme zur Lagebeurteilung durch die gesetzlichen Vertreter 

 

Geschäftsverlauf und Lage der Gesellschaft 

 

Die Geschäftsführung hat im Lagebericht (Anlage 4) die wirtschaftliche Lage des Unternehmens 

beurteilt und diese im Jahresabschluss (Anlagen 1 bis 3), insbesondere im Anhang, zum Bilanz-

stichtag dargestellt. 

 

Gemäß § 321 Abs. 1 Satz 2 HGB nehmen wir als Abschlussprüfer mit den anschließenden Aus-

führungen vorweg zur Lagebeurteilung durch die Geschäftsführung Stellung. Dabei gehen wir ins-

besondere auf die Annahme des Fortbestandes und die Beurteilung der zukünftigen Entwicklung 

des Unternehmens ein. 

 

Unsere Stellungnahme geben wir aufgrund unserer eigenen Beurteilung der Lage des Unterneh-

mens ab, die wir im Rahmen unserer Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichtes 

gewonnen haben.  

 

Folgende Aspekte der Lagebeurteilung sind hervorzuheben: 

 

– Im Geschäftsjahr 2021 wurde ein Jahresfehlbetrag von ./.TEUR 209 (Vorjahr Jahresfehl-

betrag ./.TEUR 118) erwirtschaftet. In das Ergebnis eingeflossen sind Erträge aus der Be-

teiligung an der EnergieSüdwest AG in Höhe von TEUR 2.646 (Vorjahr TEUR 2.450). 

– Die Geschäftsführung erläutert die Entwicklung in den einzelnen Sparten und stellt fest, 

dass aufgrund der Pandemie in allen Bereichen ein Umsatzrückgang zu verzeichnen war, 

begleitet von zum Teil Mehraufwand durch und für Hygienemaßnahmen. 

– Die Gesellschaft erläutert im Anschluss die Geschäftsentwicklung der Tochtergesellschaf-

ten. Die SH-Service GmbH erzielt ebenfalls pandemiebedingt ein negatives Jahresergeb-

nis in Höhe von ./.TEUR 10. Die SH-Jugend & Soziales gGmbH schließt mit den vier Kin-

dertagesstätten mit einem Defizit von ./.TEUR 405 ab, welches von der Stadt Landau in 

der Pfalz auszugleichen ist. 
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– Steigende Personalkosten und sich verschärfende gesetzliche Rahmenbedingungen wer-

den auch zukünftig die Unternehmensentwicklung negativ beeinflussen. Darüber hinaus 

bleibt die Abhängigkeit vom Witterungsverlauf, der Binnenkonjunktur und des Dividenden-

zuflusses aus der Beteiligung an der EnergieSüdwest AG bestehen, im Wesentlichen aber 

auch von der weiteren Entwicklung des Pandemiegeschehens und der wirtschaftlichen 

Auswirkungen des Ukraine-Krieges. 

– Die Corona-Pandemie hat auch die Stadtholding Landau in der Pfalz GmbH in erhebli-

chem Umfang getroffen. Der Zeitpunkt der Wiederaufnahme des Geschäftsbetriebes in 

bisher gekanntem Umfang ist derzeit noch nicht absehbar. Es ist zudem zu befürchten, 

dass selbst nach Eindämmung von COVID-19 die Folgen der Pandemie noch einige Zeit 

das Konsumverhalten der Besucherinnen und Besucher beeinträchtigen werden. Aus dem 

Ukraine-Krieg können zudem weitere Risiken resultieren, die insbesondere die energiein-

tensiven Betriebszweige tangieren. 

– Das Handeln der Stadtholding-Geschäftsführung wird daher weiterhin vorrangig darauf 

ausgerichtet sein, vorausschauend und nachhaltig zu agieren, Chancen zu nutzen und 

Risiken durch entsprechende Gegenmaßnahmen bereits im Vorfeld zu minimieren. Vor-

rangige Zielsetzung der Geschäftsführung ist eine stabile Kapitalstruktur. 

– Der Wirtschaftsplan für das Jahr 2022 geht vor Zufluss der Beteiligungserträge der Ener-

gieSüdwest AG von einem Verlust von ./.TEUR 3.682 aus. Bei Einhaltung des Wirtschafts-

plans 2022 kann aufgrund des Ergebnisses 2021 der EnergieSüdwest AG, das 2022 von 

der Stadtholding vereinnahmt wird, ein negatives Ergebnis erwartet werden. 

– Mit Blick auf die immer noch anhaltende COVID-19-Pandemie sowie den Ukraine-Krieg 

können nach derzeitigem Kenntnisstand Abweichungen zu den Planungen für das Ge-

schäftsjahr 2022 nicht ausgeschlossen werden. 

– Unverändert und unabhängig von den vorangegangenen Ausführungen ist darauf hinzu-

weisen, dass eine große Abhängigkeit von den Ausschüttungen der EnergieSüdwest AG 

besteht. 

– Zusammenfassend lässt sich sagen, dass sich angesichts der aus der Risikobetrachtung 

erkennbaren Abhängigkeit von der Beteiligungssparte und des Leistungsspektrums, wel-

ches sich als durchgängig von der Pandemie betroffen darstellt, mehr denn je die Frage 

nach positiven Renditeprojekten stellt. Möglichst kurzfristig muss daher geklärt werden, 

wie ein Defizit der operativen Sparten künftig ausgeglichen werden kann, wenn die Ein-

nahmen aus der Beteiligungssparte perspektivisch dafür nicht ausreichen und die aufge-

bauten Gewinnvorträge verbraucht sind. 
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Die vorstehend angeführten Hervorhebungen werden auftragsgemäß in Anlage 5 durch analysie-

rende Darstellungen wesentlicher Aspekte der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage ergänzt. 

 

Nach unseren Feststellungen vermittelt diese Beurteilung der Geschäftsführung insgesamt ein 

zutreffendes Bild von der Lage, des Fortbestandes und der zukünftigen Entwicklung der Gesell-

schaft. Im Rahmen unserer Prüfung sind uns keine Tatsachen bekannt geworden, die diese Aus-

sage in Frage stellen. 

 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse halten wir die 

Darstellung und Beurteilung der Lage des Unternehmens und seiner voraussichtlichen Entwick-

lung durch die gesetzlichen Vertreter im Jahresabschluss und im Lagebericht für zutreffend. 
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D. Prüfungsdurchführung 

 

I. Gegenstand der Prüfung 

 

Die Gesellschaft ist eine mittelgroße Kapitalgesellschaft i. S. v. § 267 Abs. 2 HGB und gemäß 

§§ 316 ff. HGB prüfungspflichtig. Nach § 12 des Gesellschaftsvertrages hat die Geschäftsführung 

einen Jahresabschluss und einen Lagebericht nach den für große Kapitalgesellschaften gelten-

den Vorschriften zu erstellen. Weiterhin sind bei der Aufstellung des Jahresabschlusses und des 

Lageberichtes die Vorschriften der EigAnVO zu beachten. 

 

Im Rahmen des uns erteilten Auftrages haben wir gemäß § 317 HGB die Buchführung, den Jah-

resabschluss zum 31. Dezember 2021 (Anlagen 1 bis 3) und den Lagebericht 2021 (Anlage 4) 

auf die Einhaltung der einschlägigen gesetzlichen Vorschriften und der sie ergänzenden Bestim-

mungen des Gesellschaftsvertrages geprüft.  

 

Den Lagebericht haben wir daraufhin überprüft, ob er mit dem Jahresabschluss und den bei un-

serer Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht und insgesamt ein zutreffendes Bild 

von der Lage der Gesellschaft vermittelt. Dabei ist auch zu prüfen, ob die Chancen und Risiken 

der künftigen Entwicklung zutreffend dargestellt sind. Die Prüfung des Lageberichtes hat sich auch 

darauf zu erstrecken, ob die gesetzlichen Vorschriften zur Aufstellung des Lageberichtes beachtet 

worden sind (§ 317 Abs. 2 HGB).  

 

Die maßgebenden Rechnungslegungsgrundsätze für unsere Prüfung des Jahresabschlusses wa-

ren die Rechnungslegungsvorschriften der §§ 242 bis 256a und der §§ 264 bis 288 HGB, die 

Sondervorschriften des GmbH-Gesetzes sowie die ergänzenden Bestimmungen des Gesell-

schaftsvertrages. 

 

Eine Überprüfung von Art und Angemessenheit des Versicherungsschutzes, insbesondere, ob 

alle Wagnisse berücksichtigt und ausreichend versichert sind, war nicht Gegenstand unseres Prü-

fungsauftrages. 

 

Die Geschäftsführung der Gesellschaft ist für die Buchführung und die Aufstellung von Jahresab-

schluss und Lagebericht sowie die uns gemachten Angaben verantwortlich. Unsere Aufgabe ist 

es, die von der Geschäftsführung vorgelegten Unterlagen und die gemachten Angaben im Rah-

men unserer pflichtgemäßen Prüfung zu beurteilen. 
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Gemäß § 89 Abs. 3 GemO i. V. m. § 4 KomEinrPrV erstreckte sich unsere Prüfung auch auf die 

Feststellungen, ob 

 

1. die Buchführung, der Jahresabschluss und der Lagebericht den gesetzlichen Vorschriften 

entsprechen sowie die Vorgaben des Gesellschaftsvertrages und die sonstigen ortsrechtli-

chen Bestimmungen beachtet sind,  

2. der Lagebericht mit dem Jahresabschuss im Einklang steht und seine sonstigen Angaben 

nicht ein falsches Bild von der Lage der Gesellschaft erwecken, 

3. die wirtschaftlichen Verhältnisse geordnet sind und die Entwicklung der Vermögens-, Finanz- 

und Ertragslage sowie die Liquidität und Rentabilität der geprüften Gesellschaft, verlustbrin-

gende Geschäfte sowie – soweit zutreffend – die Ursachen von Fehlbeträgen und eines Jah-

resfehlbetrages dargestellt sind und 

4. die Geschäftsführung Anlass zu Beanstandungen gibt. 

 

Ergänzend hierzu hat uns die Geschäftsführung in der berufsüblichen Vollständigkeitserklärung 

schriftlich bestätigt, dass in der Buchführung und in dem zu prüfenden Jahresabschluss alle bi-

lanzierungspflichtigen Vermögenswerte, Verpflichtungen, Wagnisse und Abgrenzungen berück-

sichtigt, sämtliche Aufwendungen und Erträge enthalten, alle erforderlichen Angaben gemacht 

und uns alle bestehenden Haftungsverhältnisse bekannt gegeben worden sind. 

 

In der Erklärung wird auch versichert, dass der Lagebericht hinsichtlich erwarteter Entwicklungen 

alle für die Beurteilung der Lage der Gesellschaft wesentlichen Gesichtspunkte sowie die nach 

§ 289 HGB erforderlichen Angaben enthält. Vorgänge von besonderer Bedeutung nach dem 

Schluss des Geschäftsjahres haben sich nach dieser Erklärung ergeben und sind im Anhang be-

nannt. Weitere Vorgänge sind uns bei unserer Prüfung nicht bekannt geworden. 
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II. Art und Umfang der Prüfung 

 

Unsere Prüfung haben wir in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut 

der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsgemäßer Abschluss-

prüfung vorgenommen. 

 

Die Prüfung erstreckt sich gemäß § 317 Abs. 4a HGB nicht darauf, ob der Fortbestand des ge-

prüften Unternehmens oder die Wirksamkeit und Wirtschaftlichkeit der Geschäftsführung zugesi-

chert werden kann. 

 

Grundlage unseres risiko- und prozessorientierten Prüfungsvorgehens ist die Erarbeitung einer 

Prüfungsstrategie. Diese basiert auf der Beurteilung des wirtschaftlichen und rechtlichen Umfel-

des des Unternehmens, seiner Ziele, Strategien und Geschäftsrisiken, die wir anhand kritischer 

Erfolgsfaktoren beurteilen. Die Prüfung des rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsys-

tems und dessen Wirksamkeit ergänzen wir durch Prozessanalysen, die wir mit dem Ziel durch-

führen, deren Einfluss auf relevante Jahresabschlussposten zu ermitteln und so die Fehlerrisiken 

sowie unser Prüfungsrisiko einschätzen zu können. 

 

Die Erkenntnisse aus der Prüfung der Prozesse und des rechnungslegungsbezogenen internen 

Kontrollsystems haben wir bei der Auswahl der analytischen Prüfungshandlungen (Plausibilitäts-

beurteilungen) und der Einzelfallprüfungen hinsichtlich der Bestandsnachweise, des Ansatzes, 

des Ausweises und der Bewertung im Jahresabschluss berücksichtigt. Im unternehmensindividu-

ellen Prüfungsprogramm haben wir die Schwerpunkte unserer Prüfung, Art und Umfang der Prü-

fungshandlungen sowie den zeitlichen Prüfungsablauf und den Einsatz von Mitarbeitern festge-

legt. Hierbei haben wir die Grundsätze der Wesentlichkeit und der Risikoorientierung beachtet 

und daher unser Prüfungsurteil überwiegend auf der Basis von Stichproben getroffen. 

 

Unser Prüfungsprogramm hat folgende Schwerpunkte umfasst: 

 

– sonstige Rückstellungen 

– Umsatzerlöse 

– Materialaufwand 

 

Zur Prüfung des Nachweises der Vermögens- und Schuldposten der Gesellschaft haben wir u. a. 

Bankbestätigungen eingeholt. 
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An der Inventur der Vorräte zum 31. Dezember 2021 haben wir nicht teilgenommen. Durch geeig-

nete Stichproben haben wir uns jedoch von der Ordnungsmäßigkeit der körperlichen Bestands-

aufnahme und der Bewertung überzeugt. 

 

Art, Umfang und Ergebnis der im Einzelnen durchgeführten Prüfungshandlungen sind in unseren 

Arbeitspapieren festgehalten (IDW PS 460). 
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E. Feststellungen und Erläuterungen zur Rechnungslegung 

 

I. Ordnungsmäßigkeit der Rechnungslegung 

 

Nach dem abschließenden Ergebnis unserer Prüfung stellen wir fest, dass die Buchführung und 

die weiteren geprüften Unterlagen, der Jahresabschluss sowie der Lagebericht den gesetzlichen 

Vorschriften, den ergänzenden Bestimmungen des Gesellschaftsvertrages und der EigAnVO ent-

sprechen. 
 

1. Buchführung und weitere geprüfte Unterlagen 

 

Die Organisation der Buchführung, das rechnungslegungsbezogene interne Kontrollsystem, der 

Datenfluss und das Belegwesen ermöglichen die vollständige, richtige, geordnete und zeitge-

rechte Erfassung und Buchung der Geschäftsvorfälle.  

 

Die IT-gestützte Rechnungslegung gewährleistet die hinreichende Sicherheit der für die Zwecke 

der Rechnungslegung verarbeiteten Daten und damit eine Verarbeitung entsprechend den 

Grundsätzen ordnungsgemäßer Buchführung gem. § 238 HGB.  
 

Das von der Gesellschaft eingerichtete rechnungslegungsbezogene interne Kontrollsystem (IKS) 

sieht angemessene Regelungen zur Organisation und Kontrolle der Arbeitsabläufe vor. Die Ver-

fahrensabläufe in der Buchführung haben im Berichtszeitraum keine nennenswerten organisato-

rischen Änderungen erfahren. 

 

Die Buchführung der Gesellschaft wird mit Hilfe der Software OK.FIS NKFW (Finanzwesen und 

Anlagenbuchhaltung) der Anstalt für kommunale Datenverarbeitung in Bayern, München, erstellt. 

 

Die Personalabrechnung erfolgt durch die Personalabteilung der Stadt Landau. 

 

Die Bücher wurden zutreffend mit den Zahlen der Vorjahresbilanz eröffnet und ordnungsgemäß 

geführt. Die Belegfunktion ist erfüllt.  

 

Die Organisation des Rechnungswesens ist den Verhältnissen der Gesellschaft angemessen. 
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Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse entspricht die 

Buchführung den gesetzlichen Vorschriften. Die aus weiteren geprüften Unterlagen entnomme-

nen Informationen haben zu einer ordnungsgemäßen Abbildung in Buchführung, Jahresabschluss 

und Lagebericht geführt. 

 

Als zusammenfassendes Ergebnis unserer Prüfung, die sich auf  

 

– die Ordnungsmäßigkeit der Bestandteile des Abschlusses und deren Ableitung aus der 

Buchführung, 

– die Ordnungsmäßigkeit der im Anhang gemachten Angaben, 

– die Beachtung der Ansatz-, Ausweis- und Bewertungsvorschriften, 

– die Beachtung aller für die Rechnungslegung geltenden gesetzlichen Vorschriften ein-

schließlich der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung und aller größenabhängigen, 

rechtsformgebundenen oder wirtschaftszweigspezifischen Regelungen und 

– die Beachtung von Regelungen des Gesellschaftsvertrages und der EigAnVO, soweit 

diese den Inhalt der Rechnungslegung betreffen, 

 

erstreckt hat, haben wir den in Abschnitt B. wiedergegebenen Bestätigungsvermerk erteilt. 
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2. Jahresabschluss 

 

Nach dem abschließenden Ergebnis unserer Prüfung stellen wir fest, dass im Jahresabschluss 

alle für die Rechnungslegung geltenden gesetzlichen Vorschriften einschließlich der Grundsätze 

ordnungsmäßiger Buchführung und alle größenabhängigen und rechtsformgebundenen Regelun-

gen sowie die Normen des Gesellschaftsvertrages beachtet sind. 

 

Die Bilanz ist unter Beachtung der Vorschriften des § 266 HGB gegliedert. Die Gewinn- und Ver-

lustrechnung ist nach dem Gesamtkostenverfahren (§ 275 Abs. 2 HGB) aufgestellt. 

 

Die größenabhängigen Erleichterungen nach § 288 HGB für mittelgroße Kapitalgesellschaften 

wurden in Anspruch genommen. 

 

Die Bilanz und die Gewinn- und Verlustrechnung zum 31. Dezember 2021 sind – ausgehend von 

den Zahlen der Vorjahresbilanz – ordnungsgemäß aus der Buchführung und den weiteren geprüf-

ten Unterlagen abgeleitet. 

 

Ansatz-, Ausweis- und Bewertungsvorschriften sind beachtet. Die auf den vorhergehenden Jah-

resabschluss angewandten Bewertungsmethoden sind beibehalten worden. 

 

Die im Anhang gemachten Angaben sind vollständig und ordnungsgemäß. Die Erläuterungen und 

Begründungen entsprechen den gesetzlichen Anforderungen. 

 

Von der Schutzklausel des § 286 Abs. 4 HGB bezüglich der Angabe der Gesamtbezüge der ge-

setzlichen Vertreter im Anhang gem. § 285 Nr. 9 HGB wurde im Rahmen der Aufstellung Ge-

brauch gemacht. 

 

3. Lagebericht 

 

Der Lagebericht entspricht den gesetzlichen Vorschriften. Unsere Prüfung nach § 317 Abs. 2 HGB 

hat zu dem Ergebnis geführt, dass er mit dem Jahresabschluss und den im Verlauf unserer Prü-

fung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht und insgesamt ein zutreffendes Bild von der 

Lage des Unternehmens vermittelt. Die wesentlichen Chancen und Risiken der künftigen Entwick-

lung sind zutreffend dargestellt (IDW PS 350, DRS 20). 

 

Die Angaben nach § 289 Abs. 2 HGB und die ergänzenden Vorschriften des § 36 i. V. m. § 26 

EigAnVO sind vollständig und zutreffend. 
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II. Gesamtaussage des Jahresabschlusses 

 

Nach unseren Feststellungen vermittelt der Jahresabschluss – d. h. als Gesamtaussage des Jah-

resabschlusses, wie sie sich aus dem Zusammenwirken von Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung 

und Anhang ergibt –, unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den 

tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der 

Gesellschaft (§ 264 Abs. 2 HGB).  

 

Die Gesellschaft hat im Anhang die angewandten Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden an-

gegeben. Bei unseren nachfolgenden Ausführungen gehen wir daher insbesondere auf die Sach-

verhalte ein, die für die Beurteilung der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage sowie in ihrer Ge-

samtwirkung im Zusammenhang mit anderen Maßnahmen und Sachverhalten von wesentlicher 

Bedeutung sind (IDW PS 250 n. F.). 

 

1. Bewertungsgrundlagen 

 

Zu den angewandten Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden sowie den für die Bewertung von 

Vermögensgegenständen und Schulden maßgeblichen Faktoren einschließlich etwaiger Auswir-

kungen von Änderungen an diesen Methoden machen wir folgende Angaben: 

 

Für die Versorgungsansprüche der für die Gesellschaft tätigen Beamten wird bei der Stadt Landau 

eine Rückstellung gebildet. In Höhe des Anspruchs der Stadt Landau an die Stadtholding wurde 

eine sonstige Rückstellung gebildet. Auf eine Aufteilung des Erfüllungsbetrages in einen Gehalts- 

und Zinsanteil wurde verzichtet. 

 

Die Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden erfolgen unter Annahme der Unternehmensfortfüh-

rung (§ 252 Abs. 1 Nr. 2 HGB) und sind an den handelsrechtlichen Bestimmungen ausgerichtet. 

Sie werden unverändert zum Vorjahr angewendet. 

 

Im Übrigen verweisen wir auf die Ausführungen im Anhang (Anlage 3). 

 

2. Zusammenfassende Beurteilung 

 

Nach unserer pflichtgemäß durchgeführten Prüfung sind wir zu der in unserem Bestätigungsver-

merk getroffenen Beurteilung gelangt, dass der Jahresabschluss insgesamt unter Beachtung der 

Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes 

Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft vermittelt. 
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F. Feststellungen aus Erweiterungen des Prüfungsauftrages 

 

Das Ergebnis der erweiterten Prüfung wird von uns nicht in den Bestätigungsvermerk aufgenom-

men, da sich hieraus keine wesentlichen Auswirkungen ergeben, die die Ordnungsmäßigkeit der 

Buchführung, des Jahresabschlusses und des Lageberichtes in Frage stellen. 

 

I. Feststellungen zur Einhaltung der Überkompensation 

 

Die Gesellschaft ist mit dem Betrieb des Freibades am Prießnitzweg durch ihren Auftraggeber, 

der Stadt Landau, betraut. Die Betrauungsvereinbarung wurde am 16. November 2015 geschlos-

sen. Weiterhin wurde eine Vereinbarung zwischen der Stadt Landau und der Gesellschaft über 

die Leistung eines Zuschusses für den Betrieb des Freibades am Prießnitzweg am 15. November 

2019 geschlossen. 

 

Die Ausgleichsleistung nach § 3 der Betrauungsvereinbarung ist auf das Ergebnis aus dem Frei-

bad begrenzt. Ausweislich der Spartenrechnung (Anlage 8) ergeben sich folgende Erträge und 

Aufwendungen: 

 
 EUR 

Erträge 126.398,09 

Aufwendungen 513.339,03 

 386.940,94 

Ausgleichszahlung Stadt Landau in der Pfalz  

Vorausleistung 398.000,00 

Rückzahlung 11.059,06 

 

Für die Rückzahlung wurde eine Rückstellung gebildet. 

 

Im Wirtschaftsplan 2021 wurden TEUR 398 als Zuschuss veranschlagt.  
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II. Feststellungen im Rahmen der Prüfung nach § 53 HGrG 

 

Die Abschlussprüfung erstreckte sich auftragsgemäß auch auf die Prüfung der Ordnungsmäßig-

keit der Geschäftsführung und der wirtschaftlichen Verhältnisse. 

 

Bei unserer Prüfung haben wir auftragsgemäß die Vorschriften des § 53 Abs. 1 Nr. 1 und 2 HGrG 

und den hierzu vom IDW nach Abstimmung mit dem Bundesministerium der Finanzen, dem Bun-

desrechnungshof und den Landesrechnungshöfen veröffentlichten IDW PS 720 "Berichterstattung 

über die Erweiterung der Abschlussprüfung nach § 53 HGrG" beachtet. 

 

Dementsprechend haben wir auch geprüft, ob die Geschäfte ordnungsgemäß, d. h. mit der erfor-

derlichen Sorgfalt und in Übereinstimmung mit den einschlägigen handelsrechtlichen Vorschriften 

und den Bestimmungen des Gesellschaftsvertrages, geführt worden sind. 

 

Die erforderlichen Feststellungen haben wir in diesem Bericht und in der Anlage 7 dargestellt. 

Über diese Feststellungen hinaus hat unsere Prüfung keine Besonderheiten ergeben, die nach 

unserer Auffassung für die Beurteilung der Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung von Bedeu-

tung sind.  
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G. Schlussbemerkungen 

 

Eine Verwendung des unter Abschnitt B. wiedergegebenen Bestätigungsvermerkes außerhalb 

dieses Prüfungsberichtes bedarf unserer vorherigen Zustimmung. Bei Veröffentlichung oder Wei-

tergabe des Jahresabschlusses und/oder des Lageberichtes in einer von der bestätigten Fassung 

abweichenden Form bedarf es zuvor unserer erneuten Stellungnahme, sofern hierbei unser Be-

stätigungsvermerk zitiert oder auf unsere Prüfung hingewiesen wird; auf § 328 HGB wird verwie-

sen. 

 

Den vorstehenden Bericht über unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichtes 

für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2021 bis zum 31. Dezember 2021 der Stadtholding Landau 

in der Pfalz GmbH erstatten wir in Übereinstimmung mit § 321 HGB unter Beachtung der Grund-

sätze ordnungsgemäßer Erstellung von Prüfungsberichten des Instituts der Wirtschaftsprüfer in 

Deutschland e. V., Düsseldorf (IDW PS 450 n. F.). 

 

Der Prüfungsbericht wird gemäß § 321 Abs. 5 HGB unter Berücksichtigung von § 32 WPO wie 

folgt unterzeichnet: 

 

Mainz, 27. Mai 2022 

 

 

 

 
Schüllermann und Partner AG 

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

Steuerberatungsgesellschaft 

 
 
 
 
 

Dipl.-Volksw. Rainer Reuhl Dipl.-Volksw. Thomas Fichtelberger 
Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüfer 
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Stadtholding Landau in der Pfalz GmbH 

Jahresabschluss zum 31. Dezember 2021 

Analyse und Erläuterung des Jahresabschlusses 

Zur Analyse der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage haben wir die Posten der Bilanz und der 

Gewinn- und Verlustrechnung nach betriebswirtschaftlichen Gesichtspunkten geordnet, wobei 

sich die Darstellung auf eine kurze Entwicklungsanalyse beschränkt. Die Analyse ist nicht auf eine 

umfassende Beurteilung der wirtschaftlichen Lage der Gesellschaft ausgerichtet. Zudem ist die 

Aussagekraft von Bilanzdaten – insbesondere aufgrund des Stichtagsbezugs der Daten – relativ 

begrenzt. 

a) Ertragslage (Gewinn- und Verlustrechnung)

Die aus der Gewinn- und Verlustrechnung (Anlage 2) abgeleitete Gegenüberstellung der Erfolgs-

rechnungen der beiden Geschäftsjahre 2021 und 2020 zeigt folgendes Bild der Ertragslage und 

ihre Veränderungen: 

2021 2020 Veränderung 

TEUR % TEUR % TEUR 

Umsatzerlöse 1.472 70,8 1.469 59,1 3 

Sonstige betriebliche Erträge 607 29,2 1.018 40,9 -411 

Betriebsertrag 2.079 100,0 2.487 100,0 -408 

Materialaufwand 901 43,3 938 37,7 -37 

Personalaufwand 2.623 126,2 2.679 107,7 -56 

Abschreibungen  657 31,6 695 27,9 -38 

Sonstige betriebliche Aufwendungen 722 34,7 698 28,1 24 

Betriebsaufwand 4.903 235,8 5.010 201,4 -107 

Betriebsergebnis -2.824 -135,8 -2.523 -101,4 -301 

Beteiligungsergebnis und  
Ergebnisabführung 2.635 126,7 2.423 97,4 212 

Steuern vom Einkommen  
und vom Ertrag 20 1,0 18 0,7 2 

Jahresfehlbetrag -209 -10,1 -118 -4,7 -91 
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Die Umsatzerlöse verbesserten sich geringfügig um TEUR 3 auf TEUR 1.472. Ursächlich für den 

leichten Anstieg der Umsatzerlöse ist, trotz der angeordneten Schließungen der Veranstaltungs-

häuser und der Bäder aufgrund der Corona-Pandemie, die Foyervermietung der Festhalle an den 

DLRG Landau e.V. als Testzentrum.   

Die Minderung der sonstigen betrieblichen Erträge resultiert im Wesentlichen aus dem Wegfall 

der Corona-Hilfsgelder (./.TEUR 408).   

Der Rückgang des Materialaufwandes resultiert hauptsächlich aus der Reduzierung nachgefrag-

ter Dienstleistungen, geringerem Energieverbrauch und reduzierter Unterhaltungsleistungen für 

die Gebäude aufgrund der Öffnungsverbote. 

Der Personalaufwand ist aufgrund der Minderung des durchschnittlichen Personalbestandes und 

der notwendigen Kurzarbeit um TEUR 56 gesunken. 

Die sonstigen betrieblichen Aufwendungen haben sich gegenüber dem Vorjahr vor allem auf-

grund gestiegener Kostenerstattungen an verbundene Unternehmen um TEUR 24 erhöht. 

Das Betriebsergebnis ist mit einem Verlust von TEUR 2.824 um TEUR 301 schlechter als im 

Vorjahr. 

Das Beteiligungsergebnis und die Ergebnisabführung haben sich um TEUR 212 erhöht. Aus 

der Beteiligung an der EnergieSüdwest AG wurden Erträge von TEUR 2.646 (Vorjahr 

TEUR 2.450) erzielt und aus der SH-Service GmbH sind Aufwendungen aus Verlustübernahme 

von TEUR 10 (Vorjahr Verlustübernahme TEUR 30) angefallen. 

Letztlich verbleibt nach den Steuern vom Einkommen und vom Ertrag in Höhe von TEUR 20 

ein Jahresfehlbetrag von TEUR 209 (Vorjahr TEUR 118). 
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b) Vermögenslage (Bilanz) 

In der folgenden Bilanzübersicht sind die Posten zum 31. Dezember 2021 nach wirtschaftlichen 

und finanziellen Gesichtspunkten zusammengefasst und den entsprechenden Bilanzposten zum 

31. Dezember 2020 gegenübergestellt (vgl. Anlage 1). 

Zur Darstellung der Vermögensstruktur werden die Bilanzposten der Aktivseite dem langfristig 

(Fälligkeit größer als ein Jahr) bzw. dem mittel- und kurzfristig gebundenen Vermögen zugeordnet.  

Zur Darstellung der Kapitalstruktur werden die Bilanzposten der Passivseite dem Eigen- bzw. 

Fremdkapital zugeordnet, wobei innerhalb des Fremdkapitals eine Zuordnung nach langfristiger 

(Fälligkeit größer als ein Jahr) bzw. mittel- und kurzfristiger Verfügbarkeit erfolgt. 

Die Vermögens- und Kapitalstruktur sowie deren Veränderungen gegenüber dem Vorjahr ergeben 

sich aus der folgenden Zusammenstellung der Bilanzzahlen in TEUR für die beiden Abschluss-

stichtage 31. Dezember 2021 und 31. Dezember 2020: 
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31.12.2021 31.12.2020 Veränderung 

TEUR % TEUR % TEUR 

A k t i v s e i t e 

Immaterielle Vermögensgegenstände 1 0,0 7 0,0 -6 

Sachanlagen 6.906 31,2 7.488 33,6 -582 

Finanzanlagen 12.423 56,2 12.424 55,7 -1 

Langfristiges Vermögen 19.330 87,4 19.919 89,3 -589 

Vorräte 22 0,1 17 0,1 5 

Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 63 0,3 14 0,1 49 

Forderungen gegen verbundene Unternehmen 90 0,4 103 0,5 -13 

Forderungen gegen Gesellschafter 0 0,0 25 0,1 -25 

Sonstige Vermögensgegenstände und  
Rechnungsabgrenzungsposten 1.434 6,5 1.905 8,5 -471 

Flüssige Mittel 1.186 5,3 321 1,4 865 

Kurzfristiges Vermögen 2.795 12,6 2.385 10,7 410 

Summe Aktivseite 22.125 100,0 22.304 100,0 -179 

P a s s i v s e i t e 

Gezeichnetes Kapital 10.226 46,2 10.226 45,8 0 

Kapitalrücklage und Gewinnrücklagen 5.985 27,1 5.985 26,8 0 

Gewinnvortrag 3.018 13,6 3.136 14,1 -118 

Jahresfehlbetrag/-überschuss -209 -0,9 -118 -0,5 -91 

Eigenkapital 19.020 86,0 19.229 86,2 -209

Sonderposten für Zuwendungen 1.188 5,3 1.287 5,8 -99 

Langfristige Rückstellungen 753 3,4 748 3,4 5 

Langfristige Mittelbereitstellung 20.961 94,7 21.264 95,4 -303 

Kurzfristige Rückstellungen 446 2,0 435 2,0 11 

Erhaltene Anzahlungen auf Bestellungen 7 0,0 6 0,0 1 

Verbindlichkeiten aus Lieferungen 
und Leistungen 48 0,2 47 0,2 1 

Verbindlichkeiten gegenüber  
verbundenen Unternehmen 16 0,1 20 0,1 -4 

Verbindlichkeiten gegenüber Gesellschaftern 101 0,5 0 0,0 101 

Verbindlichkeiten gegenüber Unternehmen, 
mit denen ein Beteiligungsverhältnis besteht 61 0,3 31 0,1 30 

Sonstige Verbindlichkeiten  184 0,8 156 0,7 28 

Rechnungsabgrenzungsposten 301 1,4 345 1,5 -44 

Kurzfristige Mittelbereitstellung 1.164 5,3 1.040 4,6 124 

Summe Passivseite 22.125 100,0 22.304 100,0 -179 



Anlage 5 

Seite 5 

Bei Investitionen von TEUR 68 und planmäßigen Abschreibungen von TEUR 657 hat sich das 

Anlagevermögen um ./.TEUR 589 vermindert. 

Die Forderungen aus Lieferungen und Leistungen sind stichtagsbezogen um TEUR 49 höher. 

Die Minderung der Forderungen gegen Gesellschafter resultiert aus der laufenden Verrechnung 

und Umsatzsteuerforderungen aus der umsatzsteuerlichen Organschaft mit der Stadt Landau. 

Die sonstigen Vermögensgegenstände und Rechnungsabgrenzungsposten sind im Wesent-

lichen durch den Wegfall der Forderungen aus Kurzarbeitergeld (TEUR 101) und Forderungen 

aus der November-Dezemberhilfe des Bundes (TEUR 409) um ./.TEUR 471 geringer als zum 

31. Dezember 2020. 

Die Veränderung der flüssigen Mittel ist aus der nachfolgenden Kapitalflussrechnung ersichtlich. 

Die Pensions- und Beihilfeverpflichtungen gegenüber der Stadt Landau für die bei der Gesell-

schaft beschäftigten städtischen Beamten werden unter den langfristigen Rückstellungen aus-

gewiesen. 

Die Erhöhung der kurzfristigen sonstigen Rückstellungen resultiert hauptsächlich aus der Fort-

entwicklung der Rückstellungen für Urlaub und Mehrarbeit sowie aus zum Bilanzstichtag noch 

ausstehenden Rechnungen. 

Die Verbindlichkeiten gegenüber Gesellschaftern betreffen die Stadt Landau (TEUR 72) und 

den Eigenbetrieb Gebäudemanagement aus Verträgen mit der Stadt (IT und Personal) sowie aus 

Energielieferungen des Eigenbetriebes. 

Der Rechnungsabgrenzungsposten auf der Passivseite enthält vor allem die bereits zum Bi-

lanzstichtag vereinnahmten Einzahlungen aus Gutscheinen und Dauerkarten, die erst nach dem 

Bilanzstichtag eingelöst werden. 
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c) Finanzlage (Kapitalflussrechnung) 

Zur Beurteilung der Finanzlage wurde von uns die nachstehende Kapitalflussrechnung auf der 

Grundlage des Finanzmittelfonds (= kurzfristig verfügbare Mittel) zur Kapitalflussrechnung mit ent-

sprechendem Vorjahresausweis erstellt: 

2021 2020 Veränderung 

TEUR TEUR TEUR 

Jahresergebnis -209 -118 -91 

+/./. Ab-/Zuschreibungen sowie Abgänge auf Gegenstände 
des Anlagevermögens 657 695 -38 

+/./. Zu-/Abnahme der Rückstellungen 16 -60 76 

./. Zahlungsunwirksame Erträge -99 -99 0 

././+ Zu-/Abnahme der Vorräte, der Forderungen aus  
Lieferungen und Leistungen sowie anderer Aktiva 
(soweit nicht Investitions- oder Finanzierungstätigkeit) 455 -253 708 

+/./. Zu-/Abnahme der Verbindlichkeiten aus Lieferungen 
und Leistungen sowie anderer Passiva 
(soweit nicht Investitions- oder Finanzierungstätigkeit) 113 -237 350 

./. Zinserträge 0 -3 3 

./. Beteiligungserträge und Ergebnisabführungen -2.636 -2.420 -216 

= Cashflow aus der laufenden Geschäftstätigkeit -1.703 -2.495 792

./. Auszahlungen für Investitionen in das  
Sachanlagevermögen  -68 -59 -9 

+ Zinserträge 0 3 -3 

+ Erhaltene Dividenden 2.646 2.450 196 

= Cashflow aus der Investitionstätigkeit 2.578 2.394 184

+/./. Aus-/Einzahlungen aus Ergebnisabführung  -10 -30 20 

= Cashflow aus der Finanzierungstätigkeit -10 -30 20

Zahlungswirksame Veränderung                                    
des Finanzmittelbestandes 865 -131 996 

+ Finanzmittelfonds am Anfang der Periode 321 452 -131 

= Finanzmittelfonds am Ende der Periode 1.186 321 865
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Die liquiden Mittel setzten sich aus Bankguthaben und Barkassen zusammen.  

Der Zahlungsmittelbedarf aus der laufenden Geschäftstätigkeit von TEUR 1.703 und für Investiti-

onen von TEUR 68 wurden über die Ausschüttung der EnergieSüdwest AG finanziert. Es verbleibt 

eine positive Veränderung von TEUR 865. 

Die Gesellschaft konnte im Berichtsjahr ihre Zahlungsverpflichtungen stets erfüllen. 
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Stadtholding Landau in der Pfalz GmbH 

Jahresabschluss zum 31. Dezember 2021 

Rechtliche, wirtschaftliche und steuerliche Verhältnisse 

I. Rechtliche Verhältnisse 

Gesellschaftsvertrag Der Gesellschaftsvertrag wurde am 16. Dezember 1992 geschlos-
sen und am 19. August 2019 zuletzt geändert. 

Handelsregister Die Gesellschaft ist im Handelsregister von Landau in der Pfalz un-
ter HRB Nr. 2370 eingetragen. 

Gegenstand Gegenstand des Unternehmens ist: 

– der Betrieb des Industriegleises 

– der Bau und Betrieb von Bäder-, Sport-, Freizeit- und Wellnessein-
richtungen auf dem Gebiet der Stadt Landau in der Pfalz sowie 
von sozialen Einrichtungen in Landau soweit sie nicht in den ho-
heitlichen Bereich fallen 

– der Betrieb der Festhalle der Stadt Landau, des Kulturzentrums 
"Altes Kaufhaus" und des städtischen Messegeländes 

– das Verkehrswesen, insbesondere in Form des Betriebes des öf-
fentlichen Nahverkehrs, im Rahmen der kommunalen Zuständig-
keiten 

– der Abschluss und die Durchführung von Betriebsführungsverträ-
gen im Rahmen der hier aufgeführten Tätigkeiten 

– das Halten von Beteiligungen an Kapitalgesellschaften, die sich mit 
den hier aufgeführten Tätigkeiten beschäftigen sowie die Beteili-
gung an der EnergieSüdwest AG 

– die Förderung, der Erwerb und Betrieb von Anlagen im Bereich der 
erneuerbaren Energien 

– die Wahrnehmung von Aufgaben im Bereich des Stadtmarketings 

Sitz Landau in der Pfalz 

Geschäftsjahr Kalenderjahr 

Gezeichnetes Kapital EUR 10.226.000,00 

Geschäftsführung Die Geschäftsführer sind im Anhang angegeben. 

Für die Gesellschaft sind zwei einzelvertretungsberechtigte Ge-
schäftsführer bestellt. 

Die Geschäftsführer sind von den Beschränkungen des § 181 BGB 
bzgl. der Geschäfte mit Unternehmen, an denen die Gesellschaft 
mehrheitlich beteiligt ist, befreit. 

Aufsichtsrat Die Gesellschaft hat gemäß § 9 Abs. 1 des Gesellschaftsvertrages 
einen Aufsichtsrat, der aus sechzehn Mitgliedern besteht. 

Die Mitglieder des Aufsichtsrates sind im Anhang mit ihrem Namen 
und Beruf angegeben. 
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II. Wirtschaftliche Verhältnisse 

Unternehmensverträge 

Zwischen der Stadtholding Landau in der Pfalz GmbH, Landau in der Pfalz, und der SH-Service 

GmbH, Landau in der Pfalz, besteht mit Wirkung ab 8. November 2004 ein Ergebnisabführungs-

vertrag, wonach sich die SH-Service GmbH verpflichtet, ihren gesamten Gewinn an die Stadt-

holding abzuführen. Gleichzeitig verpflichtet sich die Stadtholding, jeden während der Vertrags-

dauer sonst entstehenden Jahresfehlbetrag vollständig auszugleichen. Er ist auf unbestimmte 

Zeit geschlossen und kann von beiden Vertragspartnern unter Einhaltung einer Kündigungsfrist 

von sechs Monaten zum Ende eines jeden Geschäftsjahres gekündigt werden. 

Wichtige Verträge 

Kulturzentrum "Altes Kaufhaus" 

Mit Vertrag vom 10. September 2000 hat die Stadt Landau in der Pfalz das Objekt "Altes Kauf-

haus" an die Stadtholding verpachtet. Der Vertrag ist auf eine Laufzeit von drei Jahren geschlos-

sen. Danach verlängert sich der Vertrag um jeweils ein Jahr, wenn er nicht zwölf Monate zum 

jeweiligen Laufzeitende gekündigt wird. Der monatliche Pachtzins beträgt EUR 570,00. Darüber 

hinaus wird ein variabler Pachtzins erhoben, entsprechend der Vereinbarung "Jugendstil-Fest-

halle". Mit Wirkung zum 1. Januar 2007 wurde der Vertrag dahingehend geändert, dass der 

Pachtzins 65 % der Erlöse, höchstens jedoch 70 % des nach handelsrechtlichen Grundsätzen 

ermittelten Überschusses aus der Überlassung des Kulturzentrums "Altes Kaufhaus" beträgt. 

Gleichzeitig entfallen in Zukunft die in den Vorjahren von der Stadt Landau in der Pfalz gezahlten 

Instandhaltungszuschüsse. Die laufende Instandhaltung obliegt dem Pächter bis zu einer Höhe 

von EUR 10.000,00 p. a. (netto). Mit Wirkung vom 1. Januar 2017 wurde zum Ausgleich der dem 

Pächter obliegenden Unterhaltsverpflichtung mit Einzelmaßnahmen bis zu TEUR 10 ein pauscha-

ler jährlicher Zuschuss von TEUR 20 vereinbart. 

Jugendstil-Festhalle 

Mit Vertrag vom 10. September 2000 hat die Stadt Landau in der Pfalz das Objekt "Jugendstil-

Festhalle" an die Stadtholding verpachtet. Die Gesellschaft zahlt der Stadt einen Pachtzins in 

Höhe von monatlich EUR 2.045,17. Darüber hinaus wird ein variabler Pachtzins in Höhe von 

12,5 % des nach handelsrechtlichen Grundsätzen ermittelten Jahresüberschusses erhoben, je-

doch vor festem Pachtzins und vor Steuern vom Einkommen und vom Ertrag.  
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Mit Wirkung zum 1. Januar 2007 wurde der Vertrag am 7. November 2006 dahingehend geändert, 

dass der Pachtzins 65 % der Erlöse, höchstens jedoch 70 % des nach handelsrechtlichen 

Grundsätzen ermittelten Überschusses aus der Überlassung der Festhalle beträgt. Gleichzeitig 

entfallen in Zukunft die in den Vorjahren von der Stadt Landau in der Pfalz gezahlten Instandhal-

tungszuschüsse. Die laufende Instandhaltung obliegt dem Pächter bis zu einer Höhe von 

EUR 70.000,00 p. a. (netto), maximal EUR 50.000,00 je Einzelmaßnahme. Mit Wirkung vom 

1. Januar 2017 wurde zum Ausgleich der dem Pächter obliegenden Unterhaltsverpflichtung mit 

Einzelmaßnahmen bis zu TEUR 30 ein pauschaler jährlicher Zuschuss von TEUR 80 vereinbart. 

Messegelände  

Mit Vertrag vom 1. März 2002 hat die Stadt Landau in der Pfalz das Objekt "Messegelände" an 

die Stadtholding verpachtet. Der Betriebspacht- und -führungsvertrag wurde mit Wirkung zum 

1. Januar 2016 neu gestaltet. Er ist auf unbestimmte Zeit geschlossen und kann mit einer Frist 

von sechs Monaten zum Ende des Kalenderjahres gekündigt werden. Die Gesellschaft zahlt in 

den Jahren, in denen die Landauer Wirtschaftswoche stattfindet, eine jährliche Pacht in Höhe von 

EUR 6.500,00. 

Serviceleistungen in der Jugendstil-Festhalle und dem Kulturzentrum Altes Kaufhaus 

Mit Vertrag vom 29. Dezember 2003 hat die Gesellschaft folgende Leistungen, die Jugendstil-

Festhalle und das Kulturzentrum Altes Kaufhaus betreffend, mit Wirkung vom 1. Januar 2004 an 

die SH-Service GmbH vergeben: 

– Reinigungsleistungen 

– Gastronomie- und Garderobenservice 

– Veranstaltungsbetreuung 

– Hilfskräfte 

– Fachkräfte 

– Aufsichtsdienste 

Zwischen den Vertragsparteien wurde ein aufwandsabhängiges Honorar vereinbart. Die Laufzeit 

beträgt ein Jahr und verlängert sich automatisch um ein Jahr, wenn der Vertrag nicht bis zum 

30. September mit Wirkung zum 31. Dezember desselben Jahres gekündigt wird. 
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Technische Dienstleistungen im Freizeitbad LA OLA 

Mit Vereinbarung vom 31. Januar 2005 hat die Gesellschaft die EnergieSüdwest AG mit der Er-

bringung von technischen Dienstleistungen für das Freizeitbad LA OLA beauftragt. Es wurde eine 

Leistungserbringung auf Abruf vereinbart. 

Dienstleistung Rechnungswesen  

Mit Wirkung zum 1. Dezember 2005 hat die Gesellschaft mit den Entsorgungswerken Landau in 

der Pfalz einen Vertrag über Dienstleistungen auf dem Gebiet des Rechnungswesens geschlos-

sen. Das jährliche Honorar beträgt EUR 16.000,00. Es wurde eine Laufzeit des Vertrages mit 36 

Monaten vereinbart. 

Pachtvertrag Restauration Freizeitbad LA OLA 

Mit Wirkung ab 1. Januar 2019 hat die Gesellschaft mit der Hani Service UG, Kuppenheim, einen 

Pachtvertrag über die Restauration im Freizeitbad LA OLA geschlossen. 

Managementvertrag SH-Service GmbH 

Mit Wirkung zum 1. Januar 2004 hat die Gesellschaft mit der SH-Service GmbH einen Manage-

mentvertrag geschlossen. Gegenstand des Vertrages ist das Erbringen von Leistungen in den 

Bereichen Unternehmensleitung, Unternehmenssteuerung und Rechnungswesen. Der Vertrag 

kann jährlich mit einer Kündigungsfrist von drei Monaten zum Jahresende gekündigt werden. 

Managementvertrag SH-Jugend & Soziales gemeinnützige GmbH  

Mit Wirkung zum 1. Mai 2009 hat die Gesellschaft mit der SH-Jugend & Soziales gemeinnützige 

GmbH einen Managementvertrag geschlossen. Gegenstand des Vertrages ist das Erbringen von 

Leistungen in den Bereichen Unternehmensleitung und Rechnungswesen. Der Vertrag kann jähr-

lich mit einer Kündigungsfrist von drei Monaten zum Jahresende gekündigt werden. 

Betrauungsvereinbarung mit der Stadt Landau 

Mit der Stadt Landau bestehen zwei Betrauungsvereinbarungen für den Betrieb, die Unterhaltung 

und die Verwaltung 

– der Festhalle, des Kulturzentrums "Altes Kaufhaus" und des städtischen Messegeländes 

sowie 

– des Freibades am Prießnitzweg und des Freizeitbades LA OLA. 
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III. Steuerliche Verhältnisse 

Betriebsfinanzamt Landau in der Pfalz 

Steuernummer 24/652/00056 

Organschaft Es besteht eine ertragsteuerliche und eine umsatzsteuerliche 
Organschaft mit der SH-Service GmbH, Landau in der Pfalz, 
sowie eine umsatzsteuerliche Organschaft mit der Stadt 
Landau in der Pfalz. 

Außenprüfung Die letzte Außenprüfung des Finanzamtes Ludwigshafen hat 
für die Jahre 2011 bis 2015 stattgefunden. Der Prüfungsbericht 
datiert vom 6. Dezember 2018. 

Mit Prüfungsanordnung vom 9. Dezember 2021 soll eine Be-
triebsprüfung für die Jahre 2016 bis 2020 durchgeführt werden. 
Ein Prüfungsbericht liegt noch nicht vor.  
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Stadtholding Landau in der Pfalz GmbH 

Jahresabschluss zum 31. Dezember 2021 

Berichterstattung über die Erweiterung der Abschlussprüfung nach § 53 HGrG 

Grundlage unserer Arbeiten ist der Prüfungsstandard IDW PS 720 des Instituts der Wirtschafts-

prüfer in Deutschland e. V. (Fragenkatalog zur Prüfung der Ordnungsmäßigkeit der Geschäfts-

führung und der wirtschaftlichen Verhältnisse nach § 53 HGrG). Dieser Prüfungsstandard ist in 

Zusammenarbeit mit dem Bundesfinanzministerium, dem Bundesrechnungshof und den Landes-

rechnungshöfen erarbeitet worden.  

Die dort aufgeführten Fragen sind lückenlos zu beantworten. Soweit eine einzelne Frage für die 

geprüfte Einrichtung nicht einschlägig ist, ist dies zu begründen. Soweit sich die Beantwortung der 

Frage bereits aus der Berichterstattung über die Jahresabschlussprüfung ergibt, haben wir Ver-

weisungen vorgenommen. 

Der oben bezeichnete Fragenkatalog gliedert sich wie folgt: 

Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführungsorganisation 

Ordnungsmäßigkeit des Geschäftsführungsinstrumentariums 

Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführungstätigkeit 

Vermögens- und Finanzlage 

Ertragslage 

Beantwortung des Fragenkatalogs: 
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Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführungsorganisation 

Fragenkreis 1: Tätigkeit von Überwachungsorganen und Geschäftsleitung sowie individu-

alisierte Offenlegung der Organbezüge 

a) Gibt es Geschäftsordnungen für die Organe und einen Geschäftsverteilungsplan für die 

Geschäftsleitung sowie ggf. für die Konzernleitung? Gibt es darüber hinaus schriftliche 

Weisungen des Überwachungsorgans zur Organisation für die Geschäfts- sowie ggf. für 

die Konzernleitung (Geschäftsanweisung)? Entsprechen diese Regelungen den Bedürfnis-

sen des Unternehmens bzw. des Konzerns? 

Im Gesellschaftsvertrag und in der Geschäftsordnung von Aufsichtsrat und Geschäftsführung 

sind die Zuständigkeiten sowie die Verteilung geregelt. Durch die Implementierung eines Quali-

tätsmanagementsystems nach ISO 9001:2015 wurden die Unternehmensprozesse in Prozess-

beschreibungen erfasst und dokumentiert. 

Es ergaben sich keine Anhaltspunkte, dass die vorhandene Aufgabenverteilung und Einbindung 

in die Geschäftsprozesse nicht den Bedürfnissen entsprechen. 

b) Wie viele Sitzungen der Organe und ihrer Ausschüsse haben stattgefunden und wurden 

Niederschriften hierüber erstellt? 

Der Aufsichtsrat trat im Berichtsjahr zu vier ordentlichen Sitzungen zusammen, für die jeweils ein 

Protokoll angefertigt wurde. Es fanden zwei Gesellschafterversammlungen statt. Die Niederschrif-

ten haben wir eingesehen. 

c) In welchen Aufsichtsräten und anderen Kontrollgremien i. S. d. § 125 Abs. 1 Satz 5 des 

Aktiengesetzes sind die einzelnen Mitglieder der Geschäftsleitung tätig? 

Der Geschäftsführer, Herr Oberbürgermeister Thomas Hirsch, ist auskunftsgemäß in folgenden 
Kontrollgremien tätig: 

1. Geschäftsführer der Stadtholding Landau in der Pfalz GmbH, der SH-Service GmbH und 
der SH-Jugend und Soziales gGmbH 

2. Präsident des DRK Kreisverbandes Landau e. V. 

3. Vorsitzender der Gesellschafterversammlung der EnergieSüdpfalz GmbH & Co. KG 

4. Vorsitzender des Fördervereins "Ein stationäres Hospiz für LD-SÜW e. V." 

5. Vorsitzender des Fördervereins für die Jugendstil-Festhalle Landau e. V. 

6. Vorsitzender des Stiftungsrates der Stiftung für die Jugendstil-Festhalle Landau e. V. 

7. Vorsitzender im Stadtmarketing und Stadtentwicklung Landau e. V. 
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  8. Vorsitzender der Gesellschafterversammlung Klinikum Landau-Südliche Weinstraße 
GmbH 

  9. Vorsitzender der Gesellschafterversammlung der Landesgartenschau Landau 2015 
gGmbH (entfällt im Zuge der Liquidation/Auflösung der gGmbH) 

10. Vorstandsvorsitzender des Vereins Südliche Weinstraße – Büro für Tourismus e. V. 

11. Stellv. Vorsitzender des Vereins Pfalz.Touristik e. V. 

12. Stellv. Vorsitzender des Aufsichtsrates der EnergieSüdwest AG 

13. Stellv. Vorsitzender des Aufsichtsrates der EnergieSüdwest Netz GmbH 

14. Stellv. Vorsitzender des Fördervereins zur Unterstützung kommunaler Prävention in 
Landau in der Pfalz e. V. 

15. Stellv. Vorsitzender im Madenburgverein e. V. 

16. Stellv. Vorsitzender des Freundeskreises der Universität Koblenz-Landau in Landau e. V. 

17. Stellv. Vorsitzender des Vereins Südliche Weinstraße e. V. 

18. Stellv. Vorsitzender Thomas Nast-Verein Landau in der Pfalz e. V. 

19. Stellvertretender Vorsitzender im Verwaltungsrat der Sparkasse Südpfalz 

20. Stellv. Vorsitzender Zweckverband Sparkasse Südpfalz 

21. Mitglied im Kuratorium und Beirat der Bürgerstiftung der Sparkasse SÜW 

22. Mitglied im Aufsichtsrat der EnergieSüdpfalz GmbH & Co. KG 

23. Mitglied Kommunalbeirat der Versicherungskammer Bayern 

24. Mitglied im Vorstand des Kommunalen Arbeitgeberverbandes RLP 

25. Beiratsmitglied der Enovos Deutschland SE 

26. Mitglied im Kuratorium von Aktion Hilfe in Not e. V. 

27. Mitglied im Kuratorium der Evangelischen Akademie 

28. Mitglied in der Verbandsversammlung der Region Rhein-Neckar 

29. Mitglied im Ausschuss für Regionalentwicklung und -management im Verband Region 
Rhein-Neckar 

30. Mitglied im Aufsichtsrat der KVV 

31. Mitglied im Kuratorium der Stiftergemeinschaft der Sparkasse Südliche Weinstraße in 
Landau 

32. Mitglied im Verwaltungsrat des Ökumenischen Sozialzentrums Landau e. V. (beratend) 

33. Mitglied im Strategischen Beirat der Universität Koblenz-Landau 

34. Mitglied der Gesellschafterversammlung der Veranstaltungsgesellschaft Landau – Südli-
che Weinstraße mbH 

35. Mitglied der Gesellschafterversammlung der Technologieregion Karlsruhe GmbH 

36. Mitglied im Vorstand des Städtetags Rheinland-Pfalz/Stv. Vorsitzender des Städtetages 
Rheinland-Pfalz 

37. Mitglied im Hauptausschuss, Personal-und Organisationsausschuss sowie Finanzaus-
schuss des Deutschen Städtetages 

38. Mitglied im Kuratorium der Universität Koblenz-Landau 

39. Mitglied im Kreditausschuss der Sparkasse Südpfalz 

40. Mitglied im Trägerausschuss des Sparkassenverbandes Rheinland-Pfalz 

41. Mitglied im Verwaltungsrat des Sparkassenverbandes Rheinland-Pfalz 

42. Mitglied Verbandsversammlung Sparkassenverband RLP 

43. Mitglied im Werksausschuss Gruppenwasserwerk Walsheimer Gruppe 

44. Mitglied im Kommunalen Rat Rheinland-Pfalz 
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45. Stellv. Mitglied im Verwaltungsrat der Pfälzischen Pensionsanstalt 

46. Stellvertretendes Mitglied für den Verbandsausschuss für den Altlastenzweckverband 
Tierische Nebenprodukte und den Zweckverband Tierische Nebenprodukte Südwest 

47. Tätigkeit beim PAMINA (Vorstand und Verbandsversammlung) 

d) Wird die Vergütung der Organmitglieder (Geschäftsleitung, Überwachungsorgan) indi-

vidualisiert im Anhang des Jahresabschlusses/Konzernabschlusses aufgeteilt nach Fi-

xum, erfolgsbezogenen Komponenten und Komponenten mit langfristiger Anreizwirkung 

ausgewiesen? Falls nein, wie wird dies begründet? 

Gemäß § 286 Abs. 4 HGB wurde auf den Ausweis verzichtet. 

Ordnungsmäßigkeit des Geschäftsführungsinstrumentariums 

Fragenkreis 2: Aufbau- und ablauforganisatorische Grundlagen 

a) Gibt es einen den Bedürfnissen des Unternehmens entsprechenden Organisationsplan, 

aus dem Organisationsaufbau, Arbeitsbereiche und Zuständigkeiten/Weisungsbefugnisse 

ersichtlich sind? Erfolgt dessen regelmäßige Überprüfung? 

Neben dem Gesellschaftsvertrag liegen Geschäftsordnungen für die Geschäftsführung und den 

Aufsichtsrat vor. In diesen sind Zuständigkeiten, Wertgrenzen sowie zustimmungspflichtige Ge-

schäfte geregelt. Die organisatorischen Regelungen wurden in der Vergangenheit regelmäßig 

überprüft und ggf. an Veränderungen angepasst. Im Rahmen der Zertifizierung des Unterneh-

mens nach ISO 9001:2015 wurden die Zuständigkeitsregelungen im Unternehmen und die Pro-

zessabläufe erfasst und dokumentiert. Ein Organigramm sowie Dienstanweisungen liegen vor, 

die regelmäßig aktualisiert werden. 

b) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass nicht nach dem Organisationsplan verfahren 

wird? 

Hierfür haben sich im Rahmen unserer Prüfung keine Anhaltspunkte ergeben. 
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c) Hat die Geschäftsleitung Vorkehrungen zur Korruptionsprävention ergriffen und doku-

mentiert? 

Die Geschäftsleitung hat ein Korruptionshandbuch erarbeitet, welches Dienstanweisungen, Merk-

blätter und Strategien zur Verhinderung von Vorteilsnahme und Bestechlichkeit zentral zusam-

menfasst. Im Gesellschaftsvertrag ist außerdem geregelt, dass Maßnahmen, die in den Zustän-

digkeitsbereich der Gesellschafterversammlung fallen, zuvor dem Aufsichtsrat zur Beratung und 

Zustimmung vorgelegt werden müssen.  

Des Weiteren ist im Rahmen der Einführung der ISO 9001:2015 die Verantwortung der Unterneh-

mensleitung und der leitenden Mitarbeiter in einer Prozessbeschreibung niedergelegt. Diese ver-

weist u. a. auf das Vier-Augen-Prinzip und die Einhaltung des bei der Stadtholding Landau in der 

Pfalz GmbH implementierten QM-Systems. 

d) Gibt es geeignete Richtlinien bzw. Arbeitsanweisungen für wesentliche Entscheidungs-

prozesse (insbesondere Auftragsvergabe und Auftragsabwicklung, Personalwesen, Kre-

ditaufnahme und -gewährung)? Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass diese nicht ein-

gehalten werden? 

Sowohl im kaufmännischen als auch im technischen Bereich liegen schriftliche Arbeits- und 

Dienstanweisungen vor. Gesonderte schriftlich fixierte Entscheidungsrichtlinien liegen für Auf-

tragsvergabe, Auftragsabwicklung und Personal vor.  

Im Rahmen unserer Prüfung haben wir keine Abweichungen von den vorliegenden Richtlinien 

festgestellt. Nach unseren Feststellungen sind die Richtlinien geeignet und angemessen. 

e) Besteht eine ordnungsmäßige Dokumentation von Verträgen (z. B. Grundstücksverwal-

tung, EDV)? 

Alle Verträge werden zentral in den Geschäftsräumen archiviert. Die bestehenden Verträge wur-

den ordnungsgemäß dokumentiert. 
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Fragenkreis 3: Planungswesen, Rechnungswesen, Informationssystem und Controlling 

a) Entspricht das Planungswesen – auch im Hinblick auf Planungshorizont und Fortschrei-

bung der Daten sowie auf sachliche und zeitliche Zusammenhänge von Projekten – den 

Bedürfnissen des Unternehmens? 

Von der Gesellschaft wird gemäß § 12 Abs. 4 des Gesellschaftsvertrages jährlich ein Wirtschafts-

plan mit einem Erfolgs- und einem Finanzplan erstellt. 

Nach unseren Feststellungen entsprechen der Detaillierungsgrad sowie die Planungshorizonte 

den Anforderungen der Gesellschaft. 

b) Werden Planabweichungen systematisch untersucht? 

Falls Planabweichungen vorliegen, werden diese analysiert und in den Aufsichtsratssitzungen, 

insbesondere im Rahmen der Halbjahresberichterstattung und der Berichterstattung zum Jahres-

abschluss erörtert. 

c) Entspricht das Rechnungswesen einschließlich der Kostenrechnung der Größe und den 

besonderen Anforderungen des Unternehmens? 

Nach den Erkenntnissen unserer Prüfung gewährleisten der eingesetzte Kontenplan und die Ab-

läufe im Bereich Rechnungswesen eine ordnungsgemäße und zeitnahe Erfassung der Geschäfts-

vorfälle. Nach unseren Feststellungen erfüllt das Rechnungswesen durch eine ausreichende Un-

tergliederung des Kontenplans die Anforderungen gesetzlicher Vorgaben. 

d) Besteht ein funktionierendes Finanzmanagement, welches u. a. eine laufende Liquidi-

tätskontrolle und eine Kreditüberwachung gewährleistet? 

Nach unseren Feststellungen werden die Zahlungen und die Kontostände abgeglichen. Länger-

fristig feststehende Aus- und Einzahlungen werden frühzeitig eingeplant. Zusätzliche Liquidität 

wird auf täglich kündbaren Festgeldkonten angelegt. Längerfristige Geldanlagen werden an die 

anstehenden Auszahlungen angepasst. Die Kreditüberwachung erfolgt manuell und EDV-

gestützt. 
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e) Gehört zu dem Finanzmanagement auch ein zentrales Cash-Management und haben sich 

Anhaltspunkte ergeben, dass die hierfür geltenden Regelungen nicht eingehalten worden 

sind? 

Ein zentrales Cash-Management ist nicht eingerichtet. 

f) Ist sichergestellt, dass Entgelte vollständig und zeitnah in Rechnung gestellt werden? Ist 

durch das bestehende Mahnwesen gewährleistet, dass ausstehende Forderungen zeitnah 

und effektiv eingezogen werden? 

Entgelte werden überwiegend bar vereinnahmt. Forderungen im unbaren Bereich werden nach 

unseren Feststellungen vollständig und zeitnah fakturiert. Die Gesellschaft erhält regelmäßig Ab-

schlagszahlungen im Bereich der Betriebsführung. Es besteht ein effektives Mahnwesen. 

g) Entspricht das Controlling den Anforderungen des Unternehmens/Konzerns und um-

fasst es alle wesentlichen Unternehmens-/Konzernbereiche? 

Die Gesellschaft verfügt über eine Stabsstelle Controlling, die organisatorisch der Geschäftsfüh-

rung unterstellt ist. Es werden alle Unternehmenssparten erfasst. 

h) Ermöglicht das Rechnungs- und Berichtswesen eine Steuerung und/oder Überwachung 

der Tochterunternehmen und der Unternehmen, an denen eine wesentliche Beteiligung be-

steht? 

Die Gesellschaft ist wesentlich (49 %) an der EnergieSüdwest AG beteiligt. Überwachungs- und 

Steuerungsinformationen werden durch die EnergieSüdwest AG der Gesellschaft zur Verfügung 

gestellt. Durch die gesellschaftsvertragliche Verzahnung der Aufsichtsräte der Stadtholding 

Landau in der Pfalz GmbH und der EnergieSüdwest AG ist der Informationsaustausch gewähr-

leistet. 

Für die Tochtergesellschaften SH-Service GmbH und SH-Jugend & Soziales gGmbH (100 %) wird 

jeweils ein zeitnahes und umfassendes Controlling durchgeführt. 
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Fragenkreis 4: Risikofrüherkennungssystem 

a) Hat die Geschäfts-/Konzernleitung nach Art und Umfang Frühwarnsignale definiert und 

Maßnahmen ergriffen, mit deren Hilfe bestandsgefährdende Risiken rechtzeitig erkannt 

werden können? 

Die Gesellschaft hat nach unseren Feststellungen Maßnahmen ergriffen, um bestandsgefähr-

dende Risiken frühzeitig zu erkennen. Es liegt ein dokumentiertes Frühwarnsystem vor, welches 

halbjährlich aktualisiert wird. 

b) Reichen diese Maßnahmen aus und sind sie geeignet, ihren Zweck zu erfüllen? Haben 

sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Maßnahmen nicht durchgeführt werden? 

Nach unseren Feststellungen im Rahmen der Prüfung haben sich keine Anhaltspunkte ergeben, 

dass die Maßnahmen nicht ausreichend oder nicht geeignet sind, ihren Zweck zu erfüllen. 

c) Sind diese Maßnahmen ausreichend dokumentiert? 

Eine schriftliche Dokumentation des Frühwarnsystems ist vorhanden. Es wird ein Katalog der er-

kannten Risiken mit einer Abschätzung der Eintrittswahrscheinlichkeit und Schadenshöhe sowie 

Maßnahmen zur Minderung des Risikos geführt. Der Katalog wird halbjährlich überprüft, aktuali-

siert und im Aufsichtsrat erörtert. 

d) Werden Frühwarnsignale und Maßnahmen kontinuierlich und systematisch mit dem ak-

tuellen Geschäftsumfeld sowie mit den Geschäftsprozessen und Funktionen abgestimmt 

und angepasst? 

Im Rahmen unserer Prüfung haben sich keine Anhaltspunkte ergeben, dass die Maßnahmen ak-

tuellen Entwicklungen nicht angepasst worden wären. 

Fragenkreis 5: Finanzinstrumente, andere Termingeschäfte, Optionen und Derivate 

Es wurden keine Finanzinstrumente, andere Termingeschäfte, Optionen oder Derivate eingesetzt. 

Daher entfällt die Beantwortung dieses Fragenkreises. 
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Fragenkreis 6: Interne Revision  

a) Gibt es eine den Bedürfnissen des Unternehmens/Konzerns entsprechende interne Re-

vision/Konzernrevision? Besteht diese als eigenständige Stelle oder wird diese Funktion 

durch eine andere Stelle (ggf. welche?) wahrgenommen? 

Diese Aufgaben werden im Rahmen eines Co-Sourcings durch die Qualitätsmanagementbeauf-

tragte sowie durch die Wirtschaftsprüfungsgesellschaft KPMG AG wahrgenommen. 

b) Wie ist die Anbindung der internen Revision/Konzernrevision im Unternehmen/Konzern? 

Besteht bei ihrer Tätigkeit die Gefahr von Interessenkonflikten? 

Die Qualitätsmanagementbeauftragte ist direkt der Geschäftsführung unterstellt. Anhaltspunkte 

für Interessenkonflikte wurden nicht festgestellt. Die Objektivität der internen Revision wird zudem 

durch die Zusammenarbeit mit externen Prüfern sichergestellt. 

c) Welches waren die wesentlichen Tätigkeitsschwerpunkte der internen Revision/Kon-

zernrevision im Geschäftsjahr? Wurde auch geprüft, ob wesentlich miteinander unverein-

bare Funktionen (z. B. Trennung von Anweisung und Vollzug) organisatorisch getrennt 

sind? Wann hat die interne Revision das letzte Mal über Korruptionsprävention berichtet? 

Liegen hierüber schriftliche Revisionsberichte vor? 

Ein schriftlicher Revisionsbericht liegt vor. Die Tätigkeitsschwerpunkte lagen bei der Ordnungs-

mäßigkeit des Versicherungsmanagements. 

d) Hat die interne Revision ihre Prüfungsschwerpunkte mit dem Abschlussprüfer abge-

stimmt? 

Revisionstätigkeiten wurden im Rahmen der Abschlussprüfung nicht besprochen. 

e) Hat die interne Revision/Konzernrevision bemerkenswerte Mängel aufgedeckt und um 

welche handelt es sich? 

Die in dem Revisionsbericht benannten Mängel weisen keine bemerkenswerte Relevanz auf. 
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f) Welche Konsequenzen werden aus den Feststellungen und Empfehlungen der internen 

Revision/Konzernrevision gezogen und wie kontrolliert die interne Revision/Konzernrevi-

sion die Umsetzung ihrer Empfehlungen? 

Die Empfehlungen wurden bereits weitestgehend umgesetzt. 

Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführungstätigkeit 

Fragenkreis 7: Übereinstimmung der Rechtsgeschäfte und Maßnahmen mit Gesetz, Sat-

zung, Geschäftsordnung, Geschäftsanweisung und bindenden Beschlüssen des Überwa-

chungsorgans 

a) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die vorherige Zustimmung des Überwachungs-

organs zu zustimmungspflichtigen Rechtsgeschäften und Maßnahmen nicht eingeholt 

worden ist? 

Die Zustimmung zu den Rechtsgeschäften wurde jeweils eingeholt. 

b) Wurde vor der Kreditgewährung an Mitglieder der Geschäftsleitung oder des Überwa-

chungsorgans die Zustimmung des Überwachungsorgans eingeholt? 

Es erfolgte keine Kreditgewährung an Mitglieder der Geschäftsleitung oder des Aufsichtsrates. 

c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass anstelle zustimmungsbedürftiger Maßnahmen 

ähnliche, aber nicht als zustimmungsbedürftig behandelte Maßnahmen vorgenommen 

worden sind (z. B. Zerlegung in Teilmaßnahmen)? 

Im Rahmen unserer Prüfung sind uns keine derartigen Sachverhalte bekannt geworden. 

d) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Geschäfte und Maßnahmen nicht mit Ge-

setz, Satzung, Geschäftsordnung, Geschäftsanweisung und bindenden Beschlüssen des 

Überwachungsorgans übereinstimmen? 

Im Rahmen unserer Prüfung sind uns keine Sachverhalte bekannt geworden, die nicht mit Gesetz, 

Gesellschaftsvertrag, Geschäftsordnung und bindenden Beschlüssen des Überwachungsorgans 

übereinstimmen.  

Es wurde ein Unternehmen damit beauftragt, zu untersuchen, ob die vorhandenen Betrauungs-

verträge die EU-Beihilfenregelungen vollständig abdecken.
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Fragenkreis 8: Durchführung von Investitionen 

a) Werden Investitionen (in Sachanlagen, Beteiligungen, sonstige Finanzanlagen, immate-

rielle Anlagewerte und Vorräte) angemessen geplant und vor Realisierung auf Rentabili-

tät/Wirtschaftlichkeit, Finanzierbarkeit und Risiken geprüft? 

Investitionen werden angemessen geplant und vor Realisierung auf Rentabilität, Finanzierbarkeit 

und Risiken geprüft. 

b) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Unterlagen/Erhebungen zur Preisermitt-

lung nicht ausreichend waren, um ein Urteil über die Angemessenheit des Preises zu er-

möglichen (z. B. bei Erwerb bzw. Veräußerung von Grundstücken oder Beteiligungen)? 

Nach unseren Erkenntnissen haben sich keine Anhaltspunkte dafür ergeben, dass die Unterlagen 

zur Preisermittlung nicht ausreichend gewesen wären. 

c) Werden Durchführung, Budgetierung und Veränderungen von Investitionen laufend 

überwacht und Abweichungen untersucht? 

Nach Aussage der Gesellschaft konnten in diesem Jahr aufgrund der Corona-Pandemie nicht alle 

Investitionsmaßnahmen planmäßig durchgeführt werden. Durch die Ausnahmesituation gab es 

Abweichungen bei der Budgetierung. 

d) Haben sich bei abgeschlossenen Investitionen wesentliche Überschreitungen ergeben? 

Wenn ja, in welcher Höhe und aus welchen Gründen? 

Nach Aussage der Gesellschaft haben sich bei Investitionsmaßnahmen keine wesentlichen Über-

schreitungen ergeben. 

e) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass Leasing- oder vergleichbare Verträge nach 

Ausschöpfung der Kreditlinien abgeschlossen wurden? 

Die Gesellschaft ist in unwesentlichem Umfang Leasing- oder vergleichbare Verträge eingegan-

gen. Zudem bestanden im Geschäftsjahr keine ausgeschöpften Kreditlinien. 
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Fragenkreis 9: Vergaberegelungen 

a) Haben sich Anhaltspunkte für eindeutige Verstöße gegen Vergaberegelungen (z. B. VOB, 

VOL, VOF, EU-Regelungen) ergeben? 

Nach unseren Prüfungsfeststellungen und Aussagen der Gesellschaft werden schriftliche und 

mündliche Konkurrenzangebote eingeholt. Vergaberegelungen werden bei Überschreiten rele-

vanter Schwellenwerte oder der Inanspruchnahme von öffentlichen Fördermitteln angewandt. 

b) Werden für Geschäfte, die nicht den Vergaberegelungen unterliegen, Konkurrenzange-

bote (z. B. auch für Kapitalaufnahmen und Geldanlagen) eingeholt? 

Nach den Prüfungsfeststellungen und Aussagen der Gesellschaft werden schriftliche und münd-

liche Konkurrenzangebote eingeholt. 

Fragenkreis 10: Berichterstattung an das Überwachungsorgan 

a) Wird dem Überwachungsorgan regelmäßig Bericht erstattet? 

Die Geschäftsführung berichtet dem Aufsichtsrat in schriftlicher und mündlicher Form. Es werden 

in den Aufsichtsratssitzungen nach unseren Feststellungen ausreichende Informationen zur aktu-

ellen Unternehmenssituation gegeben. 

b) Vermitteln die Berichte einen zutreffenden Einblick in die wirtschaftliche Lage des Un-

ternehmens/Konzerns und in die wichtigsten Unternehmens-/Konzernbereiche? 

Die Berichte sind nach unseren Feststellungen ausreichend, um dem Überwachungsorgan einen 

Überblick über die wirtschaftliche Lage des Unternehmens zu geben.

c) Wurde das Überwachungsorgan über wesentliche Vorgänge angemessen und zeitnah 

unterrichtet? Liegen insbesondere ungewöhnliche, risikoreiche oder nicht ordnungsge-

mäß abgewickelte Geschäftsvorfälle sowie erkennbare Fehldispositionen oder wesentliche 

Unterlassungen vor und wurde hierüber berichtet? 

Das Überwachungsorgan wurde zeitnah und regelmäßig unterrichtet. Nach unseren Feststellun-

gen lagen ungewöhnliche, risikoreiche oder nicht ordnungsgemäß abgewickelte Geschäftsvorfälle 

nicht vor. 
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d) Zu welchen Themen hat die Geschäfts-/Konzernleitung dem Überwachungsorgan auf 

dessen besonderen Wunsch berichtet (§ 90 Abs. 3 AktG)? 

Im Berichtsjahr wurde keine Berichterstattung nach § 90 Abs. 3 AktG durchgeführt. 

e) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Berichterstattung (z. B. nach § 90 AktG      

oder unternehmensinternen Vorschriften) nicht in allen Fällen ausreichend war? 

Derartige Anhaltspunkte haben sich nicht ergeben. 

f) Gibt es eine D&O-Versicherung? Wurde ein angemessener Selbstbehalt vereinbart? Wur-

den Inhalt und Konditionen der D&O-Versicherung mit dem Überwachungsorgan erörtert? 

Eine D&O-Versicherung liegt vor. Ein Selbstbehalt ist nicht vereinbart. Der Aufsichtsrat wurde in 

der Sitzung vom 19. September 2019 über Inhalt und Konditionen informiert. 

g) Sofern Interessenkonflikte der Mitglieder der Geschäftsleitung oder des Überwachungs-

organs gemeldet wurden, ist dies unverzüglich dem Überwachungsorgan offengelegt wor-

den? 

Interessenkonflikte sind uns nicht bekannt geworden. 

Vermögens- und Finanzlage 

Fragenkreis 11: Ungewöhnliche Bilanzposten und stille Reserven 

a) Besteht im wesentlichen Umfang offenkundig nicht betriebsnotwendiges Vermögen? 

Nach unseren Feststellungen besteht kein wesentliches nicht betriebsnotwendiges Vermögen. 

b) Sind Bestände auffallend hoch oder niedrig? 

Es wurden keine auffälligen Bestände festgestellt. 

c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Vermögenslage durch im Vergleich zu den 

bilanziellen Werten erheblich höhere oder niedrigere Verkehrswerte der Vermögensgegen-

stände wesentlich beeinflusst wird? 

Anhaltspunkte dieser Art haben sich nicht ergeben. 
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Fragenkreis 12: Finanzierung 

a) Wie setzt sich die Kapitalstruktur nach internen und externen Finanzierungsquellen zu-

sammen? Wie sollen die am Abschlussstichtag bestehenden wesentlichen Investitionsver-

pflichtungen finanziert werden? 

Die Gesellschaft kann sich auf eine solide Innenfinanzierung stützen. Es besteht zum 31. De-

zember 2021 eine Eigenkapitalquote von 86,0 %. Wesentliche Investitionsverpflichtungen sollen 

aus dem laufenden Geschäftsbetrieb finanziert werden. Dies ist sichergestellt, solange die Aus-

schüttungen der EnergieSüdwest AG jährlich in ausreichendem Maße erfolgen. 

b) Wie ist die Finanzlage des Konzerns zu beurteilen, insbesondere hinsichtlich der Kredit-

aufnahmen wesentlicher Konzerngesellschaften? 

Im Berichtsjahr wurden keine Kredite aufgenommen. Zur Liquiditätssicherung wurden im Berichts-

jahr zwischen den Konzerngesellschaften kurzfristige Überbrückungsdarlehen gewährt. 

c) In welchem Umfang hat das Unternehmen Finanz-/Fördermittel einschließlich Garantien 

der öffentlichen Hand erhalten? Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die damit ver-

bundenen Verpflichtungen und Auflagen des Mittelgebers nicht beachtet wurden? 

Die Gesellschaft erhielt im Berichtsjahr Kurzarbeitergeld. 

Fragenkreis 13: Eigenkapitalausstattung und Gewinnverwendung 

a) Bestehen Finanzierungsprobleme aufgrund einer evtl. zu niedrigen Eigenkapitalausstat-

tung? 

Nach unseren Feststellungen ist die Eigenkapitalausstattung des Unternehmens angemessen, 

solange die EnergieSüdwest AG in ausreichendem Maße Gewinne an die Gesellschaft ausschüt-

ten kann. 

b) Ist der Gewinnverwendungsvorschlag (Ausschüttungspolitik, Rücklagenbildung) mit 

der wirtschaftlichen Lage des Unternehmens vereinbar? 

Nach dem Vorschlag der Geschäftsführung soll der Jahresfehlbetrag des Berichtsjahres mit dem 

Gewinnvortrag verrechnet werden. 
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Ertragslage 

Fragenkreis 14: Rentabilität/Wirtschaftlichkeit 

a) Wie setzt sich das Betriebsergebnis des Unternehmens/Konzerns nach Segmenten/ Kon-

zernunternehmen zusammen? 

Vergleiche hierzu die Aufteilung des Betriebsergebnisses in den Erfolgsübersichten für das Ge-

schäftsjahr 2021 in der Anlage 8. 

b) Ist das Jahresergebnis entscheidend von einmaligen Vorgängen geprägt? 

Die Corona-Pandemie hat sich sowohl auf die Erträge als auch auf die Aufwendungen und somit 

auf das Jahresergebnis ausgewirkt. 

c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass wesentliche Kredit- oder andere Leistungsbe-

ziehungen zwischen Konzerngesellschaften bzw. mit den Gesellschaftern eindeutig zu un-

angemessenen Konditionen vorgenommen werden? 

Im Rahmen unserer Prüfung haben sich keine Anhaltspunkte dafür ergeben, dass die Leistungs-

beziehungen mit der SH-Service GmbH und der SH-Jugend & Soziales gGmbH zu unangemes-

senen Konditionen abgewickelt werden. 

d) Wurde die Konzessionsabgabe steuer- und preisrechtlich erwirtschaftet? 

Es ist keine Konzessionsabgabe zu zahlen. 

Fragenkreis 15: Verlustbringende Geschäfte und ihre Ursachen 

a) Gab es verlustbringende Geschäfte, die für die Vermögens- und Ertragslage von Bedeu-

tung waren, und was waren die Ursachen der Verluste? 

Die Betriebszweige Freizeitbad LA OLA, Freibad am Prießnitzweg, Industriegleis sowie die Be-

triebsführungen für das Kulturzentrum "Altes Kaufhaus" und der Jugendstil-Festhalle sind insge-

samt regelmäßig verlustbringend. Der Verlust des Freibades am Prießnitzweg wurde im Berichts-

jahr mit einer Ausgleichszahlung von TEUR 387 ausgeglichen. 



Anlage 7 

Seite 16 

b) Wurden Maßnahmen zeitnah ergriffen, um die Verluste zu begrenzen, und um welche 

Maßnahmen handelt es sich? 

Pandemiebedingt wurde versucht, die Kosten zu minimieren, Investitionen wurden begrenzt und 

es wurde Kurzarbeitergeld beantragt. 

Fragenkreis 16: Ursachen des Jahresfehlbetrages und Maßnahmen zur Verbesserung der 

Ertragslage 

a) Was sind die Ursachen des Jahresfehlbetrages? 

Das Betriebsergebnis ist wie in Vorjahren insbesondere aufgrund der nicht aufwandsdeckenden 

Entgelte in nahezu allen Sparten negativ (siehe Anlage 8). Durch die pandemiebedingte Schlie-

ßung der Bäder und Veranstaltungsstätten konnte der Jahresfehlbetrag nicht durch die Gewinn-

ausschüttungen der EnergieSüdwest AG und die Ausgleichszahlung der Stadt Landau für den 

Verlust des Freibades am Prießnitzweg ausgeglichen werden. 

b) Welche Maßnahmen wurden eingeleitet bzw. sind beabsichtigt, um die Ertragslage des 

Unternehmens zu verbessern? 

Die kontinuierliche Verbesserung der Ertragslage steht im Fokus der Unternehmensentscheidun-

gen bzw. bei der Realisierung künftiger Projekte. 
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Spartenübersicht 2021 nach Steuerrückstellungen, mit Ausweis Betrauung

Gesamt Verw.
davon 

Management-
leistungen

davon Verw. 
ohne 

Management-
leistungen

V+V FZB
davon
Schul-

schwimmen
FB IG Betriebsführung FH AK Me

Beteiligungen/
Finanzwirtschaft

Umsatzerlöse 1.472.172,09 191.460,05 157.355,00 34.105,05 149.796,48 492.518,09 17.888,10 56.126,48 1.062,22 581.208,77 483.650,94 85.382,83 12.175,00

Sonstige 219.986,41 2.460,72 2.460,72 22.272,50 7.534,40 70.271,61 75,00 117.372,18 95.896,46 21.475,72

Einnahmen gesamt 1.692.158,50 193.920,77 157.355,00 36.565,77 172.068,98 500.052,49 17.888,10 126.398,09 1.137,22 698.580,95 579.547,40 106.858,55 12.175,00 0,00

Aufwendungen für RHB/Warenbezug 226.359,19 3.372,34 3.372,34 135.441,83 4.919,20 29.282,09 58.262,93 52.233,26 6.029,67

Bezogene Leistungen 256.248,12 545,20 545,20 7.414,35 148.168,29 5.381,43 13.100,19 87.020,09 55.257,75 29.793,58 1.968,76

Energiebezug 418.789,52 1.295,06 1.295,06 278.243,60 10.105,72 50.151,34 89.099,52 76.360,80 12.495,53 243,19

Materialaufwand gesamt 901.396,83 5.212,60 0,00 5.212,60 7.414,35 561.853,72 20.406,35 92.533,62 0,00 234.382,54 183.851,81 48.318,78 2.211,95 0,00

Rohergebnis 790.761,67 188.708,17 157.355,00 31.353,17 164.654,63 -61.801,23 -2.518,25 33.864,47 1.137,22 464.198,41 395.695,59 58.539,77 9.963,05 0,00

Personalaufwand 2.623.062,16 572.333,55 117.349,33 454.984,22 875.876,95 217.596,96 957.254,70 802.383,92 146.951,20 7.919,58

Abschreibungen Sachanlagen 657.018,54 12.265,07 12.265,07 79.158,60 315.106,67 11.444,57 137.643,38 112.844,82 105.235,29 7.609,53

Sonstige betriebliche Aufwendungen 670.187,95 284.077,81 40.234,39 243.843,42 3.258,57 140.355,44 3.823,25 21.463,62 220.276,59 195.014,25 23.655,67 1.606,67 755,92

Dividende 2.646.000,00 0,00 0,00 0,00 2.646.000,00

EAV -10.592,78 0,00 0,00 0,00 10.592,78

Sonstige Zinsen und ähnliche Erträge 0,00 0,00 0,00

Zinsen und ähnliche Aufwendungen 0,00 0,00 0,00

Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit -524.099,76 -679.968,26 -228,73 -679.739,53 82.237,46 -1.393.140,29 -17.786,07 -342.839,49 1.137,22 -826.177,70 -706.937,87 -119.676,63 436,80 2.634.651,30

Steuern vom Einkommen und vom Ertrag 20.009,17 0,00 20.009,17 0,00 0,00

Sonstige Steuern 52.353,75 10,00 10,00 2.295,01 28.318,86 1.028,53 2.568,75 414,73 18.746,40 17.965,62 780,78 0,00

Ergebnis vor Umlage -596.462,68 -679.978,26 -228,73 -679.749,53 59.933,28 -1.421.459,15 -18.814,60 -345.408,24 722,49 -844.924,10 -724.903,49 -120.457,41 436,80 2.634.651,30

Umlage Overhead gesamt 0,00 679.978,26 679.749,53 28.617,46 367.812,47 13.358,83 41.532,70 13.594,99 228.191,92 169.597,51 39.221,55 19.372,86

Jahresgewinn / -verlust -596.462,68 0,00 -228,73 0,00 31.315,82 -1.789.271,62 -32.173,43 -386.940,94 -12.872,50 -1.073.116,02 -894.501,00 -159.678,96 -18.936,06 2.634.651,30

Ausgleichsleistung gem. Betrauungsakt Bäder 
(DAWI-Lstg.)

387.000,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 387.000,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

Ergebnis nach Ausgleichsleistung gem. 
Betrauungsakt

-209.462,68 0,00 -228,73 0,00 31.315,82 -1.789.271,62 -32.173,43 59,06 -12.872,50 -1.073.116,02 -894.501,00 -159.678,96 -18.936,06 2.634.651,30
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Vorwort der Geschäftsführung 

 

Auch 2021 beschäftigte uns nach wie vor 

die Corona-Pandemie mit unvorhergese-

henen Aufgaben und Schwierigkeiten. 

Der 12. Nachhaltigkeitsbericht zeigt je-

doch, dass es darüber hinaus im vergan-

genen Jahr viele spannende Entwicklun-

gen und Projekte in den Bereichen der 

Ökonomie, Ökologie und Soziales bei der 

Stadtholding Landau in der Pfalz gab, die 

erfolgreich umgesetzt wurden. Die Nach-

haltigkeit ist in unserer Unternehmenspo-

litik fest verankert. 

 

Wir blicken zurück auf den Einstieg in die 

E-Mobilität im Betriebszweig der Bäder, 

zahlreiche unternehmensweite Digitali-

sierungsprojekte und -schritte, die neben 

der Arbeitseffizienz auch die Attraktivität 

der Stadtholding für Kunden und Arbeit-

nehmer steigern sowie auf den Betrieb 

der Corona-Teststation in der Jugendstil-

Festhalle und verschiedene Angebote für 

die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. So-

mit wird unser Handeln allen drei Dimen-

sionen der Nachhaltigkeit gerecht. 

 

 

Landau in der Pfalz, im April 2022 

 

Ihr 

 

Thomas Hirsch 

Geschäftsführer 

 

 

 

 

 

Oberbürgermeister  

Thomas Hirsch 

 

Geschäftsführer der Stadtholding 

Landau in der Pfalz GmbH 
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Unsere Verpflichtungen 

für heute und die Zukunft 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

Seit 2007 ist die Stadtholding Landau in der 

Pfalz GmbH nach dem international aner-

kannten Qualitätsmanagement-Standard 

ISO 9001 zertifiziert. 

 

 

 

 

 

 

Die Vereinbarkeit von Beruf und Familie ist 

im Wirtschaftsleben keine Selbstverständ-

lichkeit und stellt uns in der Pandemiezeit 

nach wie vor vor Herausforderungen. Der 

Unternehmensverbund führt nun schon 

seit 2010 das audit berufundfamilie durch. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die Stadtholding Landau in der Pfalz GmbH 

hat sich 2014 dem Nachhaltigkeitskodex 

der Veranstaltungswirtschaft angeschlos-

sen. 

 

 

 

Am 13. November 2012 hat die Geschäfts-

führung der Stadtholding die „Charta der 

Vielfalt“ unterzeichnet. Ziel ist die Förde-

rung von Vielfalt in Unternehmen. 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die Stadtholding ist Teil der Initiative  

"Grüner Beschaffen - umstellen auf  

Recyclingpapier". 

 

 

 

 

 

Seit 2009 unterstützt das Freizeitbad LA 

OLA ein Tropenwaldschutzprojekt auf den 

Phillipinen und kann damit einen wesentli-

chen Beitrag zur Einsparung von Kohlen-

stoffdioxid leisten. 

 

 

 

   
 

  
 

Das letzte Überwachungsaudit 

nach der DIN EN ISO 

9001:2015 fand im Mai 2021 

statt. 

Die Stadtholding befindet sich nun auf-

grund der langjährigen Zertifizierung 

seit 2019 im Dialogverfahren. Die Re-

Auditierung findet 2022 statt.  

Der 4. Fortschrittsbericht 

wurde Anfang 2022 veröffent-

licht. 

Auch 2021 zeigte die Stadthol-

ding im Online-Format  

#FlaggefürVielfalt 

Wir verwenden zu mindestens 

84 Prozent Recyclingpapier mit 

dem Blauen Engel. 

Seit 2009 hat die Stadtholding 

die Katala Foundation mit fast 

68.000,- € unterstützt. 

Wissenswertes 

Wissenswertes 

Wissenswertes 

Wissenswertes 

Wissenswertes 

Wissenswertes 
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Ökologie 

Beschaffung eines Elektrofahrzeugs 
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Beschaffung eines Elektrofahr-

zeuges für das Freizeitbad LA 

OLA und das Freibad am Prieß-

nitzweg  

 

Mit Auslaufen des bestehenden Leasing-

vertrages des Firmenfahrzeuges der Bä-

der wurde nun ein Elektrofahrzeug be-

schafft, was nicht nur ökologische, son-

dern auch ökonomische Vorteile mit sich 

bringt. 

 

Die Elektromobilität ist ein wichtiges Element 

einer klimagerechten Energie- und Verkehrs-

politik. Sie vereint als neue zukunftsweisende 

Technologie technologischen Fortschritt und 

Aspekte des Umwelt- und Klimaschutzes auf 

vielversprechende Art und Weise. Die E-Mo-

bilität bietet die Möglichkeit, die Abhängig-

keit von erdölbasierten Kraftstoffen zu ver-

ringern und erzeugt insbesondere in Verbin-

dung mit regenerativ erzeugtem Strom deut-

lich weniger CO2.  

 

Zuletzt handelte es sich bei dem Firmenfahr-

zeug für das Freizeitbad LA OLA und das Frei-

bad am Pießnitzweg um ein Erdgasfahrzeug, 

nun wurde ein Fahrzeug mit elektrischen An-

trieb beschafft und so ein Beitrag zur öffent-

lichen Beschaffungsinitiative für Elektrofahr-

zeuge geleistet. Der Elektromotor hat einen 

hohen Wirkungsgrad und erzeugt deutlich 

weniger Luftschadstoffe – insbesondere 

Stickoxide – zudem ist die Lärmbelästigung 

wesentlich geringer als bei Verbrennungsmo-

toren. Das regenerative Bremssystem wan-

delt die kinetische Kraft in mehr Reichweite 

um, sobald der Fuß vom Gas genommen 

wird. So ermöglicht der „Fahrmodus B“ den 

größtmöglichen Verzicht auf das Bremsen, 

was die Wartungs- und Betriebskosten redu-

ziert. Auch die Unabhängigkeit von schwan-

kenden Benzin- bzw. Gaspreisen und hohen 

Kfz-Steuern bietet Vorteile. Bereits seit 2012 

beziehen alle Betriebszweige der Stadthol-

ding ausschließlich Ökostrom, der nun auch 

zum Laden des Elektrofahrzeugs genutzt 

wird. Zudem konnte die Stadtholding von 

den finanziellen staatlichen Zuschüssen für 

die Elektromobilität profitieren. 

 

 

 

 

 

 

 

Schon gewusst? Bei dem vom Verband der 

Automobilindustrie (VDA) erstmals publizier-

ten Elektro-Ladenetz-Ranking für ganz 

Deutschland im November 2020 befanden 

sich unter den Top vier des Rankings weder 

München noch Berlin, dafür aber die 

Südpfalzmetropole Landau. Die Ergebnisse 

zeigen, in welchen Landkreisen und kreis-

freien Städten der Umstieg auf E-Mobilität 

besonders attraktiv ist.  

 

Bei dem Ladenetz-Ranking werden der T-, A- 

und S-Wert ermittelt. Der T-Wert zeigt an 

wie viele E-Pkw sich einen öffentlich zugäng-

lichen Ladepunkt teilen müssen. Er ist das 

Verhältnis aller aktuell zugelassenen E-Pkw 

zu den verfügbaren öffentlich zugänglichen 

Ladepunkten auf regionaler Ebene. Der A-

Wert benennt die Attraktivität des Ladenet-

zes im Landkreis und in der Stadt. Er gibt die 

Anzahl der öffentlich zugänglichen Lade-

punkte im Verhältnis zu allen im Landkreis 

und in der Stadt zugelassenen Autos an. Mit 

dem S-Wert zeigt das VDA-Ladenetz-Ran-

king erstmals im Oktober 2021, wie viele E-

Pkw sich aktuell einen Schnellladepunkt tei-

len müssen. Nach Definition der Bundesnetz-

agentur gilt ein Ladepunkt als Schnelllade-

punkt, wenn er eine Kapazität von mehr als 

22 Kilowatt hat. Das Ranking wird halbjähr-

lich aktualisiert. Im Oktober 2021 schaffte 

die Stadt Landau in der Pfalz es deutschland-

weit auf Rang sechs (A-Wert). 
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Ökonomie 

Weitere Digitalisierungsschritte 
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Weitere Digitalisierungsschritte 

zur Verbesserung der Effizienz 

und Steigerung der Attraktivi-

tät für Kunden und Arbeitneh-

mer 

 

Nach wie vor beherrscht die Corona-Pan-

demie das (Arbeits-)Leben und stellt Un-

ternehmen, aber auch Arbeitnehmer vor 

unvorhergesehene Herausforderungen. 

Gleichzeitig diente sie als wesentlicher 

Treiber für die Digitalisierung – auch bei 

der Stadtholding Landau in der Pfalz 

GmbH. 

 

Im Veranstaltungsbereich wurde die Bu-

chungssoftware EBMS auf eine Cloud-Ver-

sion umgestellt. Dies ist Grundlage für das 

mobile Arbeiten des Veranstaltungsmanage-

ments-Teams. Gleichzeitig trägt das Update 

zur Einsparung von Papierakten und somit 

von Ressourcen bei. Auch Auswertungen im 

Bereich des Veranstaltungs-Controllings sind 

durch die neue Version wesentlich besser 

durchführbar, sodass Prozesse, Angebote 

und Planungen effizienter durchgeführt wer-

den können. 

 

 
 

 
 

Eine weitere Neuerung ist die Darstellung der 

Jugendstil-Festhalle als virtuelles 3D-Modell. 

Dieses wurde anhand einer Punktewolke ge-

neriert. Mit Hilfe des Modells können indivi-

duelle Bestuhlungs-Varianten für Kunden 

nun dreidimensional dargestellt werden, 

wodurch diese sich ein besseres Bild ihrer 

Veranstaltung machen können. Gleichzeitig 

muss der Kunde nicht direkt vor Ort sein, um 

sich einen ersten Eindruck des Raumes ver-

schaffen zu können. 

 

Die Beschaffung neuer Technik in Form von 

Smartboards und Videokonferenz-Zubehör 

ermöglicht das Angebot hybrider Veranstal-

tungsformate. Die Nutzung dieser Technik 

eröffnet gleich mehrere Möglichkeiten: Sie 

trägt zum einen zur Attraktivitätssteigerung 

für potenzielle Veranstalter/Kunden bei, zum 

anderen kann sie zum Austausch mit Kolle-

ginnen und Kollegen genutzt werden und 

sich so positiv auf die Arbeitseffizienz auswir-

ken sowie die Arbeitgeberattraktivität durch 

eine flexiblere Arbeitsgestaltung steigern. 

 

Zur Erleichterung der Kommunikation zwi-

schen den Beschäftigten und zum Sicherstel-

len des Informationsflusses, wurde ein inter-

nes, datenschutzkonformes Kommunikati-

onstool eingeführt. Neben einer Chat-Funk-

tion und einem Cloud-Speicher zum Daten-

transfer, bietet dies auch die Möglichkeit 

Aufgaben zuzuweisen und kann somit als in-

teraktive To-Do-Liste genutzt werden. 

 

Auch der Relaunch der Homepage trägt 

durch das modernere und übersichtlichere 

Design zur Kunden- aber auch Arbeitneh-

merakquise bei. 

 

Die Einführung eines digitalen Umfragetools 

für Kunden und Gäste für den Veranstal-

tungs- und Bäderbereich bringt viele Vorteile 

mit sich. So können durch das Online-Format 

Ressourcen in Form von Papier, aber auch die 

Zeit für die Auswertung der Rückläufe einge-

spart werden. Über die aushängenden QR-

Codes oder das Versenden von Links können 

mehr potenzielle Teilnehmerinnen und Teil-

nehmer erreicht werden, zudem wird der 

Rücklauf durch die einfachere „Rücksen-

dung“ erleichtert. Außerdem können die Fra-

gen bei Bedarf individuell und kurzfristig an-

gepasst werden und so die Aussagekraft des 

Feedbacks verbessert werden. Dies und die 

schnellere und dezentrale Einsichtmöglich-

keit der Antworten trägt wiederum dazu bei, 

die Leistungen und Angebote der Stadthol-

ding entsprechend anzupassen und die Kun-

denzufriedenheit zu steigern.  



8 

 

 

Corona-Teststation und Angebote für Mitarbeitende 

Soziales 
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Corona-Teststation in der Ju-

gendstil-Festhalle 

 

Im März 2021 wurde in der Festhalle in 

Landau eine Teststation für die landes-

weite Aktion „Testen für alle“ eröffnet. 

Die Tests wurden dabei von Freiwilligen 

gemeinsam mit Ehrenamtlichen der 

DLRG Landau und Beschäftigten der 

Stadtholding durchgeführt. 

 

Die Teststation in den Räumlichkeiten der 

Stadtholding trug dazu bei, die Kapazitäten 

für Schnelltests in Landau zu erhöhen und 

war zunächst die vierte Anlaufstelle für Test-

willige. Alle Helfer wurden dabei im Vorfeld 

geschult – medizinische Vorkenntnisse waren 

nicht erforderlich. 

Schon im April wurden die Öffnungszeiten 

aufgrund des großen Andrangs erweitert. 

Während es anfangs 100 bis 150 Menschen 

täglich waren, die sich testen lassen wollten, 

ist diese Zahl auf 500 bis 600, in der Spitze 

sogar auf 1000 gestiegen. Der Einsatz des 

Stadtholding-Personals ermöglichte dabei 

werktags Öffnungszeiten ab 7 Uhr, die rege 

in Anspruch genommen wurden. 

Doch nicht nur für die Gesellschaft lieferte 

die Teststation einen Mehrwert. Die Zusam-

menarbeit ermöglichte auch einen betriebs-

übergreifenden Austausch der Mitarbeiterin-

nen und Mitarbeiter aus dem Bäder- und 

Veranstaltungsbereich und bot in Zeiten des 

Lockdowns eine sinnvolle Beschäftigung. 

Insgesamt wurden 2021 im Schnelltestzent-

rum der Jugendstil-Festhalle 100.109 Coro-

natests durchgeführt und dabei 2039 Infek-

tionen entdeckt. Dies hat dazu beigetragen 

die Ausbreitung des Virus einzuschränken 

und den Bürgerinnen und Bürgern ein Stück 

Freiheit zu ermöglichen. 

 

Angebote für Mitarbeitende 

und Team-Events 

 

Durch die Pandemie ist die physische 

aber auch die psychische Gesundheit in 

den Fokus gerückt. Zudem wurde die Be-

deutung sozialer Kontakte deutlich. Vor 

diesem Hintergrund hat die Stadthol-

ding zum einen verschiedene Kooperati-

onsverträge mit Beratungsstellen abge-

schlossen, um den Beschäftigten Unter-

stützungsmöglichkeiten zu bieten, zum 

anderen wurde ein Schwimmwettkampf 

im Freibad am Prießnitzweg veranstal-

tet. 

 

Das Mitarbeiterunterstützungsprogramm 

(MUP) Rhein-Neckar ist eine Telefonhotline 

für jegliche Anliegen im beruflichen aber 

auch im privaten Umfeld. Auch Angehörige 

können sich an die Beratungsstelle wenden. 

Gesprächsthema können dabei z. B. auch pri-

vate Konflikte, persönliche und organisatori-

sche Veränderungen, Krisensituationen, 

Suchtthematiken, psychische Belastungen o-

der finanzielle Engpässe sein. Zudem gibt es 

eine spezielle Führungskräftehotline, die 

anonym die Möglichkeit bietet, fachliche Un-

terstützung im Umgang mit psychisch belas-

teten oder anfälligen Mitarbeitenden zu er-

halten. Auch für die Weiterentwicklung der 

eigenen Führungskompetenz bietet die Hot-

line Beratung an. 

Daneben gibt es für psychisch belastete Be-

schäftigte einen Kooperationsvertrag mit ei-

ner Diplom-Psychologin, die eine systemische 

Beratung anbietet. Gegenstand des Vertra-

ges ist die Durchführung von Burnout-Prä-

vention und Krisenintervention im Rahmen 

von Einzelgesprächen. Jede/r Mitarbeiter/in 

hat dadurch die Möglichkeit, sich bei Bedarf 

direkt, d. h. ohne Zustimmung bzw. Informa-

tion des Arbeitgebers, einen Termin zu ver-

einbaren. Der Arbeitgeber trägt hierbei die 

Kosten für bis zu drei Sitzungen pro Kalen-

derjahr. 

 

Außerdem wurde zum Abschluss der Frei-

bad-Saison für alle interessierten Mitarbeite-

rinnen und Mitarbeiter ein Schwimmwett-

kampf mit drei Disziplinen angeboten. Die 

Teams wurden dabei gelost, am Ende fand 

eine Siegerehrung statt. 

 

 

. 
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Allgemeine Auftragsbedingungen
für

Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften
vom 1. Januar 2017

1. Geltungsbereich

(1) Die Auftragsbedingungen gelten für Verträge zwischen Wirtschaftsprüfern
oder Wirtschaftsprüfungsgesellschaften (im Nachstehenden zusammenfas-
send „Wirtschaftsprüfer“ genannt) und ihren Auftraggebern über Prüfungen,
Steuerberatung, Beratungen in wirtschaftlichen Angelegenheiten und sonsti-
ge Aufträge, soweit nicht etwas anderes ausdrücklich schriftlich vereinbart
oder gesetzlich zwingend vorgeschrieben ist.

(2) Dritte können nur dann Ansprüche aus dem Vertrag zwischen Wirt-
schaftsprüfer und Auftraggeber herleiten, wenn dies ausdrücklich vereinbart
ist oder sich aus zwingenden gesetzlichen Regelungen ergibt. Im Hinblick auf
solche Ansprüche gelten diese Auftragsbedingungen auch diesen Dritten
gegenüber.

2. Umfang und Ausführung des Auftrags

(1) Gegenstand des Auftrags ist die vereinbarte Leistung, nicht ein bestimm-
ter wirtschaftlicher Erfolg. Der Auftrag wird nach den Grundsätzen ordnungs-
mäßiger Berufsausübung ausgeführt. Der Wirtschaftsprüfer übernimmt im
Zusammenhang mit seinen Leistungen keine Aufgaben der Geschäftsfüh-
rung. Der Wirtschaftsprüfer ist für die Nutzung oder Umsetzung der Ergebnis-
se seiner Leistungen nicht verantwortlich. Der Wirtschaftsprüfer ist berechtigt,
sich zur Durchführung des Auftrags sachverständiger Personen zu bedienen.

(2) Die Berücksichtigung ausländischen Rechts bedarf – außer bei betriebs-
wirtschaftlichen Prüfungen – der ausdrücklichen schriftlichen Vereinbarung.

(3) Ändert sich die Sach- oder Rechtslage nach Abgabe der abschließenden
beruflichen Äußerung, so ist der Wirtschaftsprüfer nicht verpflichtet, den
Auftraggeber auf Änderungen oder sich daraus ergebende Folgerungen
hinzuweisen.

3. Mitwirkungspflichten des Auftraggebers

(1) Der Auftraggeber hat dafür zu sorgen, dass dem Wirtschaftsprüfer alle für
die Ausführung des Auftrags notwendigen Unterlagen und weiteren Informa-
tionen rechtzeitig übermittelt werden und ihm von allen Vorgängen und
Umständen Kenntnis gegeben wird, die für die Ausführung des Auftrags von
Bedeutung sein können. Dies gilt auch für die Unterlagen und weiteren
Informationen, Vorgänge und Umstände, die erst während der Tätigkeit des
Wirtschaftsprüfers bekannt werden. Der Auftraggeber wird dem Wirtschafts-
prüfer geeignete Auskunftspersonen benennen.

(2) Auf Verlangen des Wirtschaftsprüfers hat der Auftraggeber die Vollstän-
digkeit der vorgelegten Unterlagen und der weiteren Informationen sowie der
gegebenen Auskünfte und Erklärungen in einer vom Wirtschaftsprüfer formu-
lierten schriftlichen Erklärung zu bestätigen.

4. Sicherung der Unabhängigkeit

(1) Der Auftraggeber hat alles zu unterlassen, was die Unabhängigkeit der
Mitarbeiter des Wirtschaftsprüfers gefährdet. Dies gilt für die Dauer des
Auftragsverhältnisses insbesondere für Angebote auf Anstellung oder Über-
nahme von Organfunktionen und für Angebote, Aufträge auf eigene Rech-
nung zu übernehmen.

(2) Sollte die Durchführung des Auftrags die Unabhängigkeit des Wirtschafts-
prüfers, die der mit ihm verbundenen Unternehmen, seiner Netzwerkunter-
nehmen oder solcher mit ihm assoziierten Unternehmen, auf die die Unab-
hängigkeitsvorschriften in gleicher Weise Anwendung finden wie auf den
Wirtschaftsprüfer, in anderen Auftragsverhältnissen beeinträchtigen, ist der
Wirtschaftsprüfer zur außerordentlichen Kündigung des Auftrags berechtigt.

5. Berichterstattung und mündliche Auskünfte

Soweit der Wirtschaftsprüfer Ergebnisse im Rahmen der Bearbeitung des
Auftrags schriftlich darzustellen hat, ist alleine diese schriftliche Darstellung
maßgebend. Entwürfe schriftlicher Darstellungen sind unverbindlich. Sofern
nicht anders vereinbart, sind mündliche Erklärungen und Auskünfte des
Wirtschaftsprüfers nur dann verbindlich, wenn sie schriftlich bestätigt werden.
Erklärungen und Auskünfte des Wirtschaftsprüfers außerhalb des erteilten
Auftrags sind stets unverbindlich.

6. Weitergabe einer beruflichen Äußerung des Wirtschaftsprüfers

(1) Die Weitergabe beruflicher Äußerungen des Wirtschaftsprüfers (Arbeits-
ergebnisse oder Auszüge von Arbeitsergebnissen – sei es im Entwurf oder in
der Endfassung) oder die Information über das Tätigwerden des Wirtschafts-
prüfers für den Auftraggeber an einen Dritten bedarf der schriftlichen Zustim-
mung des Wirtschaftsprüfers, es sei denn, der Auftraggeber ist zur Weiter-
gabe oder Information aufgrund eines Gesetzes oder einer behördlichen
Anordnung verpflichtet.

(2) Die Verwendung beruflicher Äußerungen des Wirtschaftsprüfers und die
Information über das Tätigwerden des Wirtschaftsprüfers für den Auftragge-
ber zu Werbezwecken durch den Auftraggeber sind unzulässig.

7. Mängelbeseitigung

(1) Bei etwaigen Mängeln hat der Auftraggeber Anspruch auf Nacherfüllung
durch den Wirtschaftsprüfer. Nur bei Fehlschlagen, Unterlassen bzw. unbe-
rechtigter Verweigerung, Unzumutbarkeit oder Unmöglichkeit der Nacherfül-
lung kann er die Vergütung mindern oder vom Vertrag zurücktreten; ist der
Auftrag nicht von einem Verbraucher erteilt worden, so kann der Auftraggeber
wegen eines Mangels nur dann vom Vertrag zurücktreten, wenn die erbrach-
te Leistung wegen Fehlschlagens, Unterlassung, Unzumutbarkeit oder
Unmöglichkeit der Nacherfüllung für ihn ohne Interesse ist. Soweit darüber
hinaus Schadensersatzansprüche bestehen, gilt Nr. 9.

(2) Der Anspruch auf Beseitigung von Mängeln muss vom Auftraggeber
unverzüglich in Textform geltend gemacht werden. Ansprüche nach Abs. 1,
die nicht auf einer vorsätzlichen Handlung beruhen, verjähren nach Ablauf
eines Jahres ab dem gesetzlichen Verjährungsbeginn.

(3) Offenbare Unrichtigkeiten, wie z.B. Schreibfehler, Rechenfehler und
formelle Mängel, die in einer beruflichen Äußerung (Bericht, Gutachten und
dgl.) des Wirtschaftsprüfers enthalten sind, können jederzeit vom Wirt-
schaftsprüfer auch Dritten gegenüber berichtigt werden. Unrichtigkeiten, die
geeignet sind, in der beruflichen Äußerung des Wirtschaftsprüfers enthaltene
Ergebnisse infrage zu stellen, berechtigen diesen, die Äußerung auch Dritten
gegenüber zurückzunehmen. In den vorgenannten Fällen ist der Auftragge-
ber vom Wirtschaftsprüfer tunlichst vorher zu hören.

8. Schweigepflicht gegenüber Dritten, Datenschutz

(1) Der Wirtschaftsprüfer ist nach Maßgabe der Gesetze (§ 323 Abs. 1 HGB,
§ 43 WPO, § 203 StGB) verpflichtet, über Tatsachen und Umstände, die ihm
bei seiner Berufstätigkeit anvertraut oder bekannt werden, Stillschweigen zu
bewahren, es sei denn, dass der Auftraggeber ihn von dieser Schweigepflicht
entbindet.

(2) Der Wirtschaftsprüfer wird bei der Verarbeitung von personenbezogenen
Daten die nationalen und europarechtlichen Regelungen zum Datenschutz
beachten.

9. Haftung

(1) Für gesetzlich vorgeschriebene Leistungen des Wirtschaftsprüfers, insbe-
sondere Prüfungen, gelten die jeweils anzuwendenden gesetzlichen Haf-
tungsbeschränkungen, insbesondere die Haftungsbeschränkung des § 323
Abs. 2 HGB.

(2) Sofern weder eine gesetzliche Haftungsbeschränkung Anwendung findet
noch eine einzelvertragliche Haftungsbeschränkung besteht, ist die Haftung
des Wirtschaftsprüfers für Schadensersatzansprüche jeder Art, mit Ausnah-
me von Schäden aus der Verletzung von Leben, Körper und Gesundheit,
sowie von Schäden, die eine Ersatzpflicht des Herstellers nach § 1
ProdHaftG begründen, bei einem fahrlässig verursachten einzelnen Scha-
densfall gemäß § 54a Abs. 1 Nr. 2 WPO auf 4 Mio. € beschränkt.

(3) Einreden und Einwendungen aus dem Vertragsverhältnis mit dem Auf-
traggeber stehen dem Wirtschaftsprüfer auch gegenüber Dritten zu.

(4) Leiten mehrere Anspruchsteller aus dem mit dem Wirtschaftsprüfer
bestehenden Vertragsverhältnis Ansprüche aus einer fahrlässigen Pflichtver-
letzung des Wirtschaftsprüfers her, gilt der in Abs. 2 genannte Höchstbetrag
für die betreffenden Ansprüche aller Anspruchsteller insgesamt.
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(5) Ein einzelner Schadensfall im Sinne von Abs. 2 ist auch bezüglich eines
aus mehreren Pflichtverletzungen stammenden einheitlichen Schadens
gegeben. Der einzelne Schadensfall umfasst sämtliche Folgen einer Pflicht-
verletzung ohne Rücksicht darauf, ob Schäden in einem oder in mehreren
aufeinanderfolgenden Jahren entstanden sind. Dabei gilt mehrfaches auf
gleicher oder gleichartiger Fehlerquelle beruhendes Tun oder Unterlassen als
einheitliche Pflichtverletzung, wenn die betreffenden Angelegenheiten mitei-
nander in rechtlichem oder wirtschaftlichem Zusammenhang stehen. In
diesem Fall kann der Wirtschaftsprüfer nur bis zur Höhe von 5 Mio. € in
Anspruch genommen werden. Die Begrenzung auf das Fünffache der Min-
destversicherungssumme gilt nicht bei gesetzlich vorgeschriebenen Pflicht-
prüfungen.

(6) Ein Schadensersatzanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von sechs
Monaten nach der schriftlichen Ablehnung der Ersatzleistung Klage erhoben
wird und der Auftraggeber auf diese Folge hingewiesen wurde. Dies gilt nicht
für Schadensersatzansprüche, die auf vorsätzliches Verhalten zurückzufüh-
ren sind, sowie bei einer schuldhaften Verletzung von Leben, Körper oder
Gesundheit sowie bei Schäden, die eine Ersatzpflicht des Herstellers nach §
1 ProdHaftG begründen. Das Recht, die Einrede der Verjährung geltend zu
machen, bleibt unberührt.

10. Ergänzende Bestimmungen für Prüfungsaufträge

(1) Ändert der Auftraggeber nachträglich den durch den Wirtschaftsprüfer
geprüften und mit einem Bestätigungsvermerk versehenen Abschluss oder
Lagebericht, darf er diesen Bestätigungsvermerk nicht weiterverwenden.

Hat der Wirtschaftsprüfer einen Bestätigungsvermerk nicht erteilt, so ist ein
Hinweis auf die durch den Wirtschaftsprüfer durchgeführte Prüfung im Lage-
bericht oder an anderer für die Öffentlichkeit bestimmter Stelle nur mit schrift-
licher Einwilligung des Wirtschaftsprüfers und mit dem von ihm genehmigten
Wortlaut zulässig.

(2)Widerruft der Wirtschaftsprüfer den Bestätigungsvermerk, so darf der
Bestätigungsvermerk nicht weiterverwendet werden. Hat der Auftraggeber
den Bestätigungsvermerk bereits verwendet, so hat er auf Verlangen des
Wirtschaftsprüfers den Widerruf bekanntzugeben.

(3) Der Auftraggeber hat Anspruch auf fünf Berichtsausfertigungen. Weitere
Ausfertigungen werden besonders in Rechnung gestellt.

11. Ergänzende Bestimmungen für Hilfeleistung in Steuersachen

(1) Der Wirtschaftsprüfer ist berechtigt, sowohl bei der Beratung in steuerli-
chen Einzelfragen als auch im Falle der Dauerberatung die vom Auftraggeber
genannten Tatsachen, insbesondere Zahlenangaben, als richtig und vollstän-
dig zugrunde zu legen; dies gilt auch für Buchführungsaufträge. Er hat jedoch
den Auftraggeber auf von ihm festgestellte Unrichtigkeiten hinzuweisen.

(2) Der Steuerberatungsauftrag umfasst nicht die zur Wahrung von Fristen
erforderlichen Handlungen, es sei denn, dass der Wirtschaftsprüfer hierzu
ausdrücklich den Auftrag übernommen hat. In diesem Fall hat der Auftragge-
ber dem Wirtschaftsprüfer alle für die Wahrung von Fristen wesentlichen
Unterlagen, insbesondere Steuerbescheide, so rechtzeitig vorzulegen, dass
dem Wirtschaftsprüfer eine angemessene Bearbeitungszeit zur Verfügung
steht.

(3) Mangels einer anderweitigen schriftlichen Vereinbarung umfasst die
laufende Steuerberatung folgende, in die Vertragsdauer fallenden Tätigkei-
ten:

a) Ausarbeitung der Jahressteuererklärungen für die Einkommensteuer,
Körperschaftsteuer und Gewerbesteuer sowie der Vermögensteuererklä-
rungen, und zwar auf Grund der vom Auftraggeber vorzulegenden Jahres-
abschlüsse und sonstiger für die Besteuerung erforderlicher Aufstellungen
und Nachweise

b) Nachprüfung von Steuerbescheiden zu den unter a) genannten Steuern

c) Verhandlungen mit den Finanzbehörden im Zusammenhang mit den
unter a) und b) genannten Erklärungen und Bescheiden

d) Mitwirkung bei Betriebsprüfungen und Auswertung der Ergebnisse von
Betriebsprüfungen hinsichtlich der unter a) genannten Steuern

e) Mitwirkung in Einspruchs- und Beschwerdeverfahren hinsichtlich der
unter a) genannten Steuern.

Der Wirtschaftsprüfer berücksichtigt bei den vorgenannten Aufgaben die
wesentliche veröffentlichte Rechtsprechung und Verwaltungsauffassung.

(4) Erhält der Wirtschaftsprüfer für die laufende Steuerberatung ein Pau-
schalhonorar, so sind mangels anderweitiger schriftlicher Vereinbarungen die
unter Abs. 3 Buchst. d) und e) genannten Tätigkeiten gesondert zu honorie-
ren.

(5) Sofern der Wirtschaftsprüfer auch Steuerberater ist und die Steuerbera-
tervergütungsverordnung für die Bemessung der Vergütung anzuwenden ist,
kann eine höhere oder niedrigere als die gesetzliche Vergütung in Textform
vereinbart werden.

(6) Die Bearbeitung besonderer Einzelfragen der Einkommensteuer, Körper-
schaftsteuer, Gewerbesteuer, Einheitsbewertung und Vermögensteuer sowie
aller Fragen der Umsatzsteuer, Lohnsteuer, sonstigen Steuern und Abgaben
erfolgt auf Grund eines besonderen Auftrags. Dies gilt auch für

a) die Bearbeitung einmalig anfallender Steuerangelegenheiten, z.B. auf
dem Gebiet der Erbschaftsteuer, Kapitalverkehrsteuer, Grunderwerbsteuer,

b) die Mitwirkung und Vertretung in Verfahren vor den Gerichten der Fi-
nanz- und der Verwaltungsgerichtsbarkeit sowie in Steuerstrafsachen,

c) die beratende und gutachtliche Tätigkeit im Zusammenhang mit Um-
wandlungen, Kapitalerhöhung und -herabsetzung, Sanierung, Eintritt und
Ausscheiden eines Gesellschafters, Betriebsveräußerung, Liquidation und
dergleichen und

d) die Unterstützung bei der Erfüllung von Anzeige- und Dokumentations-
pflichten.

(7) Soweit auch die Ausarbeitung der Umsatzsteuerjahreserklärung als
zusätzliche Tätigkeit übernommen wird, gehört dazu nicht die Überprüfung
etwaiger besonderer buchmäßiger Voraussetzungen sowie die Frage, ob alle
in Betracht kommenden umsatzsteuerrechtlichen Vergünstigungen wahrge-
nommen worden sind. Eine Gewähr für die vollständige Erfassung der Unter-
lagen zur Geltendmachung des Vorsteuerabzugs wird nicht übernommen.

12. Elektronische Kommunikation

Die Kommunikation zwischen dem Wirtschaftsprüfer und dem Auftraggeber
kann auch per E-Mail erfolgen. Soweit der Auftraggeber eine Kommunikation
per E-Mail nicht wünscht oder besondere Sicherheitsanforderungen stellt, wie
etwa die Verschlüsselung von E-Mails, wird der Auftraggeber den Wirt-
schaftsprüfer entsprechend in Textform informieren.

13. Vergütung

(1) Der Wirtschaftsprüfer hat neben seiner Gebühren- oder Honorarforderung
Anspruch auf Erstattung seiner Auslagen; die Umsatzsteuer wird zusätzlich
berechnet. Er kann angemessene Vorschüsse auf Vergütung und Auslagen-
ersatz verlangen und die Auslieferung seiner Leistung von der vollen Befrie-
digung seiner Ansprüche abhängig machen. Mehrere Auftraggeber haften als
Gesamtschuldner.

(2) Ist der Auftraggeber kein Verbraucher, so ist eine Aufrechnung gegen
Forderungen des Wirtschaftsprüfers auf Vergütung und Auslagenersatz nur
mit unbestrittenen oder rechtskräftig festgestellten Forderungen zulässig.

14. Streitschlichtungen

Der Wirtschaftsprüfer ist nicht bereit, an Streitbeilegungsverfahren vor einer
Verbraucherschlichtungsstelle im Sinne des § 2 des Verbraucherstreitbeile-
gungsgesetzes teilzunehmen.

15. Anzuwendendes Recht

Für den Auftrag, seine Durchführung und die sich hieraus ergebenden An-
sprüche gilt nur deutsches Recht.
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